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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Peter H. 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Hat es ein Schreiben der Ministerpräsidentin 
des Landes Schleswig-Holstein an den Bundes- 
kanzler gegeben, in dem dieser gebeten wird, 
auf das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten in dem Sinne einzu- 
wirken, daß das Land Schleswig-Holstein die 
Bundesbeteiligung an der Schleswig-Holsteini- 
schen Landgesellschaft entgegen dem bisheri- 
gen Willen der Bundesregierung erwerben 
kann? 


2. Abgeordneter Wenn ja, wie hat der Bundeskanzler auf dieses 

Peter H. Schreiben reagiert? 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Frank-Walter Steinmeier 
vom 4. März 1999 

Die Bundesregierung mißt der Förderung der Landwirtschaft sowie des 
ländlichen Raumes große Bedeutung bei. Allerdings ist sie haushalts- 
rechtlich gehalten, Bundesbeteiligungen, bei denen ein wichtiges Bun- 
desinteresse nicht mehr besteht, wie in der Vergangenheit geschehen, 
zu veräußern. 

Der Bundesrechnungshof hat in seiner Mitteilung über die Prüfung der 
Beteiligung des Bundes bei der Schleswig-Holsteinischen Landgesell- 
schaft (SHL) vom März 1995 festgestellt, daß der Bund aufgrund fehlen- 
der haushaltsrechlicher Voraussetzungen seine Beteiligung an der SHL 
verkaufen sollte. 

Daher steht die Bundesregierung fairen und sachlichen Verhandlungen 
über den Verkauf der Bundesbeteiligung an der Schleswig-Holsteini- 
schen Landgesellschaft grundsätzlich aufgeschlossen gegenüber. Eine 
Entscheidung in dieser Angelegenheit ist allerdings noch nicht gefallen. 


3. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Lammert 


(CDU/CSU) 


Wann wird das vom Beauftragten der Bundes- 
regierung für Angelegenheiten der Kultur und 
der Medien, Staatsminister Dr. Michael Nau- 
mann, angekündigte „Gesamtkonzept für die 
unter Bundesverwaltung stehenden Denkmäler 
und Gedenkstätten”, das er in einem Gespräch 
mit der Tageszeitung „Die Welt”, die darüber 
am 22. Januar 1999 berichtete, „in spätestens 
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zwei Wochen der Öffentlichkeit präsentieren” 
wollte, tatsächlich vorgelegt oder ist eventuell 
daran gedacht, es vorher oder gleichzeitig auch 
dem Deutschen Bundestag vorzustellen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Michael Naumann 
vom 8. März 1999 

Das Konzept für die künftige Gedenkstättenförderung des Bundes wird 
zunächst innerhalb der Bundesregierung abgestimmt. Anschließend 
soll es mit den beteiligten Institutionen und Fachwissenschaftlern erör- 
tert werden. 

Die Zuleitung eines Berichts an den Deutschen Bundestag wird voraus- 
sichtlich im Sommer des Jahres erfolgen. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


4. Abgeordneter 
Heinz 
Seiffert 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
den Prozeß gegen den in der Türkei inhaftierten 
PKK-Führer Abdullah Öcalan vor einem inter- 
nationalen Gerichtshof abzuhalten? 


Antwort des Staatsministers Günter Verheugen 
vom 5. März 1999 

Die türkische Regierung hat seit der Festnahme Abdullah Öcalans im 
November 1998 in Italien mehrfach in aller Deutlichkeit zum Ausdruck 
gebracht, daß ein Verfahren gegen Abdullah Öcalan vor einem interna- 
tionalen Gericht für sie nicht in Frage komme. Abdullah Öcalan befin- 
det sich seit dem 16. Februar 1999 in der Türkei in Haft; die türkische 
Justiz bereitet ein Strafverfahren gegen Abdullah Öcalan in der Türkei 
vor. Damit stellt sich die Frage eines Prozesses vor einem internatio- 
nalen Gericht derzeit nicht. 


5. Abgeordnete 

Erika 

Steinbach 


(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung die künftigen Bezie- 
hungen zu den östlichen Staaten (auch) im Sinne 
der von allen demokratischen Fraktionen des 
Deutschen Bundestages einstimmig ange- 
nommenen Entschließungen vom 23. Juni 1994 
(Drucksache 12/7320) und „Beitrag der deut- 
schen Heimatvertriebenen zum Wiederaufbau 
in Deutschland und zum Frieden in Europa” 
vom 28. Februar 1997 (Drucksache 13/4912, 
Teil I) gestalten? 
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Antwort des Staatsministers Günter Verheugen 
vom 4. März 1999 

Die Bundesregierung schätzt und würdigt die großen Leistungen, die 
die Heimatvertriebenen in den vergangenen Jahrzehnten erbracht 
haben, um Deutschland wieder aufzubauen und ihm den Platz unter 
Europas Demokratien zu sichern, den es heute einnimmt. Viele Ver- 
triebene zeichnen sich durch ein besonders hohes Maß an Verständnis 
für unsere östlichen Nachbarn aus und tragen auf ihre Weise dazu bei, 
daß Europa auch östlich der deutschen Grenzen zusammenwächst. 

Die Beziehungen zu unseren östlichen Nachbarstaaten werden zuneh- 
mend bestimmt vom Prozeß des Beitritts dieser Staaten zur NATO und 
zur Europäischen Union. Polen, Tschechien und Ungarn werden nicht 
nur in wenigen Wochen unsere Verbündeten sein, sondern am Ende der 
Beitrittsverhandlungen auch unsere gleichberechtigten Partner in der 
EU. Auf dem Weg zur Mitgliedschaft sind konstruktive Beiträge der 
Heimatvertriebenen und ihrer Nachkommen - wie schon bisher - auch 
weiterhin willkommen. 


6. Abgeordnete 

Erika 

Steinbach 


(CDU/CSU) 


Wird sich die Bundesregierung bei ihrem ange- 
kündigten verstärkten menschenrechtlichen 
außenpolitischen Engagement (auch) davon 
leiten lassen, daß Vertreibungen - im Sinne 
o. g. Entschließungen - immer Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit sind, die nach allge- 
meinem Völkerrechtsverständnis nicht verjäh- 
ren? 


Antwort des Staatsministers Günter Verheugen 
vom 4. März 1999 

Vertreibung ist völkerrechtswidrig. Frieden und Sicherheit in der Völ- 
kergemeinschaft lassen sich nur verwirklichen, wenn Menschen vor 
Vertreibung geschützt und die Rechte zu ihrer freien Entfaltung im 
Rahmen der Verfassungsordnung des jeweiligen Staates garantiert sind. 
Die Bundesregierung setzt sich - vor allem im Rahmen der Vereinten 
Nationen - dafür ein, effektive Sanktionsmöglichkeiten zu schaffen, die 
Vertreibungen künftig verhindern sollen. Sie begrüßt, daß das 1998 in 
Rom angenommene Statut für den Internationalen Strafgerichtshof 
Vertreibungen ausdrücklich als Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
unter Strafe stellt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


7. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Bei welchen Ländern gibt es derzeit Schwierig- 
keiten bei der Durchführung der Abschiebung 
von Asylbewerbern oder Straftätern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Fritz Rudolf Körper 
vom 10. März 1999 


Bei der Rückführung ausreisepflichtiger Ausländer ergeben sich 
Schwierigkeiten wegen mangelnder Kooperationsbereitschaft betroffe- 
ner Personen und einiger Herkunftsländer. Schwierigkeiten bestehen 
mit einer Reihe afrikanischer und asiatischer Staaten. Die Art und 
Intensität der mit einer Reihe von Herkunftsländern bestehenden Pro- 
bleme sind sehr unterschiedlich. Da in vielen Fällen ausreisepflichtige 
Ausländer ihre Ausweispapiere verstecken oder vernichten, um ihre 
Identität und Herkunft zu verschleiern, muß die tatsächliche Staats- 
angehörigkeit der betroffenen Personen ermittelt werden. Hierfür und 
zur Ausstellung der erforderlichen Heimreisedokumente ist die Mitwir- 
kung der diplomatisch/konsularischen Vertretungen der jeweiligen 
Herkunftsländer erforderlich. Die Kooperationsbereitschaft der Ver- 
tretungen der Herkunftsländer variiert oftmals und ist auch von den sich 
kurzfristig ändernden Vorgaben des Heimatlandes und der persön- 
lichen Einstellung der handelnden Personen abhängig. Eine schemati- 
sche Aufzählung von Ländern würde deshalb der differenzierten Pro- 
blematik nicht gerecht. Darüber hinaus würden bei der Auflistung ein- 
zelner Problemstaaten die laufenden Bemühungen der Bundesregie- 
rung zur Verbesserung der Rückführungsmöglichkeiten erheblich 
behindert. 

Unabhängig hiervon können begleitende Rückführungen in eine Reihe 
von Staaten aufgrund fehlender oder unzureichender Flugverbindun- 
gen oder der politischen Lage vor Ort nicht vollzogen werden. Hierbei 
handelt es sich derzeit um die Staaten Afghanistan, Bundesrepublik 
Jugoslawien, Demokratische Republik Kongo, Guinea-Bissau, Irak, 
Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Republik Kongo, Sierra 
Leone, Somalia und Tadschikistan. 


8. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß derzeit regelmäßig organisier- 
ter Widerstand der Betroffenen gegen Abschie- 
bungen auf dem Luftweg nach Algerien stattfin- 
det, und welche Erfahrungen gab es während 
der vergangenen zwei Jahre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Fritz Rudolf Körper 
vom 10. März 1999 


Die Rückführung algerischer Staatsangehöriger gestaltet sich schwierig, 
jedoch sind Widerstandshandlungen - insbesondere von Staatsangehö- 
rigen afrikanischer Staaten - ein allgemein auftretendes und zunehmen- 
des Phänomen. Die Begleitquote bei der Rückführung algerischer 
Staatsangehöriger lag im Jahr 1998 bei annähernd 70% . 1997 wurden 
504 Personen, 1998 416 Personen nach Algerien abgeschoben. 
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9. Abgeordneter 

Georg 

Girisch 


(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung auf eine 
Änderung des Waffengesetzes in dieser Legis- 
laturperiode hinzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Fritz Rudolf Körper 
vom 10. März 1999 


In der Koalitionsvereinbarung der Regierungsparteien vom 20. Okto- 
ber 1998 ist im Abschnitt XI „Sicherheit für alle - Bürgerrechte stärken” 
unter Nummer 1 die Novellierung des Waffenrechts und unter Num- 
mer 11 eine Überprüfung, Vereinfachung sowie Verringerung der 
Regelungsdichte von Rechtsvorschriften beschlossen worden. 


10. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die Kosten, die durch Kurden- 
Demonstrationen und Ausschreitungen, in 
bezug auf Demonstrationsschäden und Sach- 
beschädigungen einerseits und durch Kosten bei 
Bundesgrenzschutz und Bundeskriminalamt 
andererseits, dem Bund zusätzlich entstanden 
sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Fritz Rudolf Körper 
vom 9. März 1999 


Die zusätzlichen Kosten für Einsätze des Bundesgrenzschutzes und des 
Bundeskriminalamtes aus Anlaß von Aktionen von Anhängern der 
PKK nach Festnahme des PKK-Fiihrers Abdulah Öcalan am 16. Fe- 
bruar 1999 lassen sich nicht genau beziffern. 

Vielfach konnten die in diesem Zusammenhang notwendigen zusätz- 
lichen Einsatzmaßnahmen im Regeldienst durch Schwerpunktverlage- 
rungen in der Aufgabenerledigung aufgefangen werden. Dies gilt insbe- 
sondere für das Bundeskriminalamt und den Bundesgrenzschutz-Ein- 
zeldienst an den Grenzübergängen sowie auf den Flughäfen und Bahn- 
anlagen. 

Für die Bundesgrenzschutzabteilungen ist hinsichtlich der Unterstüt- 
zung des Bundesgrenzschutz-Einzeldienstes bzw. für angeordnete 
Bereitschaftszeiten und Verlegungsmaßnahmen für eigene Einsätze 
und/oder Anforderungen der Länder nach ersten Schätzungen von 
Mehrkosten in Höhe von rd. 575000 DM auszugehen. Davon entfallen 
auf: 


Personalkosten 
Hubschrauberkosten 
sonstige Materialkosten 
gesamt 


300000 DM 
215000 DM 
60000 DM 


575000 DM 
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Mehrkosten für Unterstützungseinsätze auf Anforderung eines Landes 
sind nicht berücksichtigt, da diese Kosten gemäß § 11 BGSG von den 
Ländern zu erstatten sind. 

Einsatzbedingte Schäden sind nicht entstanden. 


11. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
aus den Bestrebungen türkischer Parteien, nach 
Einführung der erweiterten doppelten Statsbür- 
gerschaft in Deutschland mit eigenen Parteien 
und Kandidaten an Wahlen in Deutschland teil- 
zunehmen und auf die deutsche Politik unmit- 
telbar Einfluß nehmen zu wollen (siehe Welt am 
Sonntag vom 10. Januar 1999), im Hinblick auf 
die Neugestaltung des Staatsangehörigkeits- 
rechts? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 3. März 1999 


Zur Beantwortung verweist die Bundesregierung auf die Antwort des 
Staatssekretärs, Klaus Henning Schapper auf Frage 4 des Abgeordne- 
ten Hartmut Koschyk in Drucksache 14/429. 


12. Abgeordnete Wie hoch war die Zahl der Neugeborenen und 

Christa der Menschen insgesamt mit zwei oder mehr 

Lörcher Staatsbürgerschaften in Deutschland in den 

(SPD) Jahren 1998, 1990, 1980, 1970, 1960 und 1950 

(Aufschlüsselung, soweit möglich nach den ver- 
schiedenen Staatsbürgerschaften)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 10. März 1999 


Es ist der Bundesregierung nicht möglich, exakte Angaben darüber zu 
machen, wie viele Mehrstaater in der Bundesrepublik Deutschland 
leben; insbesondere weil bei der Geburt eines Kindes nicht erfaßt wird, 
welche Staatsangehörigkeiten es mit der Geburt erwirbt. Nach § 21 Abs. 
1 Nr. 1 des Personenstandsgesetzes wird nur die Staatsangehörigkeit der 
Eltern in das Geburtenbuch eingetragen, wenn diese nicht Deutsche 
sind und ihre ausländische Staatsangehörigkeit nachgewiesen ist. 

Derzeit sieht das deutsche Staatsangehörigkeitsrecht in folgenden Fall- 
gruppen die Hinnahme von Mehrstaatigkeit vor: 
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Fallgruppe 

Fälle 

Zeitraum 

Abstammung von einem deutschen 
und einem ausländischen 1 ) 

Elternteil 2 ) 

778 378 3 ) 

1975 4 ) - 1997 

Adoption eines ausländischen Kin- 
des durch deutsche Eltern, vgl. § 6 
des Reichs- und Staatsangehörig- 
keitsgesetzes (RuStAG) 

16 561 

1982 5 ) - 1997 6 ) 

Option für die deutsche Staatsange- 
hörigkeit durch Kinder deutscher 
Mütter und ausländischer Väter nach 
dem Gesetz zur Änderung des 

Reichs- und Staatsangehörigkeits- 
gesetzes vom 20. Dezember 1974 

144 090 7 ) 

1975- 1980 8 ) 

Einbürgerungen aufgrund eines 
gesetzlichen Anspruchs, der die Auf- 
gabe der bisherigen Staatsangehörig- 
keit nicht voraussetzt 9 ) (ohne Ein- 
bürgerungen nach den §§ 85, 86 

Abs. 1 Ausländergesetz) 

1 866 316 

1975 10 ) - 1997 

Einbürgerungen nach den §§ 85 ff. 
Ausländergesetz unter Hinnahme 
von Mehrstaatigkeit 

64 478 

1994- 1997 n ) 

Ermessenseinbürgerungen 
(RuStAG) unter Hinnahme von 
Mehrstaatigkeit (für 1991 bis 1993 
einschließlich der Einbürgerung 
nach dem Ausländergesetz) 

93 532 

1981 12 ) - 1997 13 ) 

Genehmigungen zur Beibehaltung 
der deutschen Staatsangehörigkeit 
vor Erwerb einer ausländischen nach 
§25 Abs. 2 RuStAG 

3 466 

1945- 1980 14 ) 


') ohne Staatenlose; die Zahl der Fälle, in denen ein Elternteil staatenlos war, 
konnte für 1992 nur geschätzt werden 

2 ) bei bestehender Ehe der Eltern 

3 ) nur Geburten im Bundesgebiet (ab 1991 einschl. Beitrittsgebiet) 

4 ) vor 1975 konnte Mehrstaatigkeit kaum eintreten 

5 ) vor 1982 keine Zahlen verfügbar 

6 ) für 1997 vorläufiges Ergebnis 

7 ) Optionen im In- und Ausland; betroffen sind nur vor dem 1. Januar 1975 
Geborene 

8 ) nach 1980 nicht mehr statistisch erfaßt 

9 ) hauptsächlich Einbürgerung von Aussiedlern/Spätaussiedlern nach § 6 
Staatsangehörigkeitsregelungsgesetz 

10 ) Mitteilung von Zahlen vor 1975 nicht sinnvoll, da die bisherige Staatsangehö- 
rigkeit überwiegend freiwillig aufgegeben wurde 

u ) für 1997 ohne Hamburg 

12 ) vor 1981 keine Zahlen verfügbar 

13 ) für 1997 ohne Hamburg 

14 ) nach 1980 nicht mehr statistisch erfaßt 
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Ob in jedem einzelnen der genannten Fälle, die aufgrund statistischer 
Erfassungsprobleme und -liicken allerdings nicht vollständig sein kön- 
nen, Mehrstaatigkeit tatsächlich entstanden ist, läßt sich nicht mit der 
notwendigen Sicherheit sagen, da das Entstehen von Mehrstaatigkeit 
insbesondere vom jeweiligen ausländischen Staatsangehörigkeitsrecht, 
aber auch vom jeweiligen Verhalten der Betroffenen abhängt. 

Ist Mehrstaatigkeit jedoch entstanden, so wird diese in der Regel - 
auch hier besteht eine Abhängigkeit vom jeweiligen ausländischen 
Staatsangehörigkeitsrecht - an Kinder und Kindeskinder 
weitergegeben. 


13. Abgeordnete 

Christa 

Lörcher 

(SPD) 


Wie hat sich die Zahl binationaler Ehen in 
Deutschland in den letzten 50 Jahren entwickelt 
(Aufschlüsselung möglichst nach Bundeslän- 
dern)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Fritz Rudolf Körper 
vom 10. März 1999 

Zahlen über binationale Ehen liegen aus der Statistik der Eheschließun- 
gen ab 1950 vor. Wie aus der nachstehenden Tabelle 5.1 letzte Spalte 
ersichtlich, lag die Zahl der Eheschließungen zwischen deutschen und 
ausländischen Partnern in den 50er Jahren etwa zwischen 15000 und 
20000. Bis Mitte er 60er Jahre stieg sie auf 27219 an. Ab 1967 nahm die 
Zahl der Eheschließungen wieder etwas ab und schwankte um ca. 25 000 
Eheschließungen jährlich bis 1979. Nach einem Anstieg zu Beginn der 
80er Jahre auf ca. 28 000 verminderte sich die Zahl dieser Eheschließun- 
gen nochmals und steigt seit 1986 ständig. 

1997 betrug sie 55 866 im früheren Bundesgebiet und 61 385 in Deutsch- 
land insgesamt. Für 1950 weist Tabelle 5.1 Angaben für das frühere 
Bundesgebiet ohne Berlin und das Saarland; von 1951 bis 1956 für das 
frühere Bundesgebiet ohne das Saarland; von 1957 bis 1997 für das frü- 
here Bundesgebiet sowie ab 1991 bis 1997 auch für Deutschland insge- 
samt aus. 

Aufgeschlüsselt nach Bundesländern liegen kontinuierliche Angaben 
über binationale Eheschließungen ab dem Jahr 1959 vor. 

Nach Bundesländern (früheres Bundesgebiet) ergibt sich die Entwick- 
lung der binationalen Eheschließungen für die Jahre 1959 bis 1992 aus 
den Tabellen 5.2*) und 5.3*), die Angaben getrennt nach Frau Deut- 
sche / Mann Ausländer bzw. Mann Deutscher / Frau Ausländerin aus- 
weisen. 

Für die Bundesländer ergeben ich diese Angaben für die Jahre 1990 bis 
1997 aus den Tabellen 5.2a*) und 5.3 a*). 


*) Vom Abdruck der Tabellen 5.2, 5.3, 5.2a und 5.3a wurde aufgrund der 
Nummer 13 Satz 2 in Verbindung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halb- 
satz der Richtlinien für die Fragestunde und für die schriftlichen Einzelfragen 
abgesehen. 




Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


- 9 - 


Drucksache 14/509 


5.1 Eheschließungen nach der Staatsangehörigkeit der Ehepartner*) 


Jahr 

Land 

Insgesamt 

Zwischen 

Deutschen 

Von oder mit Ausländern 

zusammen 

beide Ehepartner 
Ausländer 

Binationale 

Eheschließungen 

zusammen 

darunter 
mit gleicher 
Staats- 
angehö- 
rigkeit 

Frau 

Deutsche, 

Mann 

Ausländer 

Mann 

Deutscher, 

Frau 

Ausländerin 

zusammen 

Früheres Bundesgebiet 

1950.... 

506 101 

483 025 

23 076 

4 760 


14 750 

3 566 

18 316 

1951.... 

513 199 ') 

495 604 

17 410 

2 330 


12 015 

3 065 

15 080 

1952.... 

474 856 1 ) 

457 414 

17 355 

1 403 


13 126 

2 826 

15 952 

1953.... 

453 947 ') 

438 258 

15 617 

1 277 


11 578 

2 762 

14 340 

1954.... 

445 269 ') 

427 479 

17 749 

1 522 


13 505 

2 722 

16 227 

1955.... 

453 895 

433 284 

20 611 

1 994 


15 819 

2 798 

18 617 

1956.... 

469 931 

451 111 

18 820 

1 700 


14 252 

2 868 

17 120 

1957.... 

482 590 

482 865 

19 725 

1 736 


15 126 

2 863 

17 989 

1958.... 

494 110 

474 641 

19 469 

1 398 


14 951 

3 120 

18 071 

1959.... 

503 981 

482 678 

21 303 

1 574 

942 

16 313 

3 416 

19 729 

I960.... 

521 445 

500 362 

21 083 

1 625 

998 

15 800 

3 858 

19 485 

1961.... 

529 901 

506 215 

23 586 

1 976 

1 302 

17 272 

4 438 

21 710 

1962.... 

530 640 

504 150 

26 490 

2 561 

1 767 

18 789 

5 140 

23 929 

1963.... 

507 644 

479 187 

28 457 

3 058 

2 198 

19 236 

6 163 

25 399 

1964.... 

506 182 

475 258 

30 924 

3 918 

2 866 

19 647 

7 359 

27 006 

1965.... 

492 128 

460 034 

32 094 

5 300 

4 223 

18 648 

8 146 

26 794 

1966.... 

484 562 

449 339 

35 223 

8 004 

6 767 

18 102 

9 117 

27 219 

1967.... 

483 101 

448 711 

34 390 

7 694 

6 377 

16 933 

9 763 

26 696 

1968.... 

444 150 

413 988 

30 162 

5 739 

4411 

15 121 

9 302 

24 423 

1969.... 

446 586 

414 562 

32 024 

6 578 

5 227 

14 795 

10 553 

25 448 

1970.... 

444 510 

411 514 

32 996 

8 199 

6 749 

14 645 

10 152 

24 797 

1971.... 

432 030 

397 028 

35 002 

9 409 

7 784 

14 565 

11 028 

25 593 

1972.... 

415 132 

380 205 

34 927 

9 384 

7 637 

14 700 

10 843 

25 543 

1973.... 

394 603 

380 285 

34 318 

9 021 

7 192 

14 578 

10 719 

25 297 

1974.... 

377 265 

343 319 

33 946 

8 399 

6 716 

14 701 

10 846 

25 547 

1975.... 

386 681 

352 118 

34 563 

7 499 

5 748 

16 054 

11 040 

27 094 

1976.... 

365 728 

333 844 

31 884 

6 162 

4 565 

15 552 

10 170 

25 722 

1977.... 

358 487 

327 138 

31 349 

6 088 

4 582 

15 600 

9 681 

25 261 

1978.... 

328 215 

299 114 

29 101 

5 760 

4 339 

14 875 

8 486 

23 341 

1979.... 

344 823 

313 905 

30 918 

5 895 

4 522 

16 246 

8 777 

25 023 

1980.... 

362 408 

327 023 

35 385 

7 374 

5 753 

18 927 

9 084 

28 011 

1981.... 

359 658 

321 596 

38 062 

8 955 

7 170 

19 427 

9 680 

29 107 

1982.... 

361 966 

326 133 

35 833 

7 579 

5 740 

18 306 

9 948 

28 254 

1983.... 

369 963 

334 174 

35 789 

7 821 

6 055 

18 012 

9 956 

27 968 

1984.... 

364 140 

329 569 

34 571 

8 134 

6 501 

16 333 

10 104 

25 437 


*) 1950 Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin, 1951 bis 1956 Bundesgebiet ohne Saarland. 

*) Einschi. Eheschließungen in Berlin-West, bei denen ein oder beide Partner unbekannter Staatsangehörigkeit waren, 
und zwar: 1951 165, 1952 87, 1953 72 sowie 1954 41 Fälle. 
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5.1 Eheschließungen nach der Staatsangehörigkeit der Ehepartner*) 


Jahr 

Land 

Insgesamt 

Zwischen 

Deutschen 

Von oder mit Ausländern 

zusammen 

beide Ehepartner 
Ausländer 

Binationale 

Eheschließungen 

zusammen 

darunter 
mit gleicher 
Staats- 
angehö- 
rigkeit 

Frau 

Deutsche, 

Mann 

Ausländer 

Mann 

Deutscher, 

Frau 

Ausländerin 

zusammen 

Früheres Bundesgebiet 

1985.... 

364 661 

330 434 

34 227 

8 521 

6 775 

15 756 

9 950 

25 706 

1986.... 

372 112 

336 701 

35 411 

7 911 

5 776 

16 472 

11 028 

27 500 

1987.... 

382 564 

347 469 

35 095 

5 191 

2 763 

17 363 

12 268 

29 904 

1988.... 

397 738 

359 299 

38 439 

5 989 

3 257 

18 665 

13 785 

32 450 

1989.... 

398 608 

356 361 

42 247 

6 361 

3 423 

20 216 

15 670 

35 886 

1990.... 

414 475 

367 936 

46 539 

6 755 

3 175 

22 031 

17 753 

38 784 

1991.... 

403 762 

354 660 

49 102 

7 455 

2 931 

22 382 

19 265 

41 647 

1992.... 

405 196 

351 647 

53 549 

8 531 

3 154 

23 099 

21 919 

45 018 

1993.... 

393 353 

337 294 

56 059 

9 398 

3 308 

22 967 

23 894 

46 661 

1994.... 

387 815 

327 690 

60 125 

10 694 

3 361 

24 298 

25 133 

49 431 

1995.... 

376 350 

314 284 

62 066 

11 380 

3 771 

23 977 

26 709 

50 686 

1996.... 

373 245 

308 201 

65 044 

12 521 

4 577 

24 764 

27 739 

52 523 

1997.... 

369 396 

301 269 

68 127 

12 261 

4 517 

26 670 

29 196 

55 866 

Deutschland 

1991.... 

454 291 

402 825 

51 466 

7 511 

2 948 

24 148 

19 807 

43 955 

1992.... 

453 428 

396 855 

56 573 

8 629 


25 158 

22 788 

47 944 

1993.... 

442 605 

383 050 

59 555 

9 505 

3 327 

25 203 

24 847 

50 050 

1994.... 

440 244 

376 087 

64 157 

10 908 

3 394 

26 731 

26 518 

53 249 

1995.... 

430 534 

364 092 

66 442 

11 582 

3 805 

26 554 

28 306 

54 860 

1996.... 

427 297 

357 073 

70 224 

12 680 

4 615 

27 907 

29 637 

57 544 

1997.... 

422 776 

348 939 

73 837 

12 452 

4 563 

30 198 

31 187 

61 385 


*) 1950 Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin, 1951 bis 1956 Bundesgebiet ohne Saarland. 


14. Abgeordneter 
Wolfgang 
Zeitlmann 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, 
daß das vom 11. Dezember bis 13. Dezember 
1998 veranstaltete Seminar mit dem Thema 
„Zur Sache Schätzchen, die 68er und ihr Einfluß 
auf die Solidaritäts- und Dritte-Welt-Bewe- 
gung” in Hamburg, wie in der Einladung 
behauptet, durch die Kommission der Europä- 
ischen Union, Brüssel, gefördert wurde, obwohl 
zu den Veranstaltern auch die Internatio- 
nalismus-Gruppe der im Verfassungsbericht 
1997 (herausgeg. vom Bundesministerium des 
Innern, Mai 1998, S. 67) erwähnten VSP 
gehörte? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 9. März 1999 

Die E U-Kommission konnte keine exakte Auskunft erteilen, ob die in 
der Frage bezeichnete Veranstaltung gefördert wurde. Eine gezielte 
Einzelförderung der VSP ist nach Auskunft der Kommission jedoch 
ausgeschlossen. 


15. Abgeordneter 

Wolfgang 

Zeitlmann 

(CDU/CSU) 


Sind in den Entscheidungsprozeß über die För- 
derung solcher Seminare durch die Kommission 
der Europäischen Union deutsche Behörden 
einbezogen, und wenn ja, welche? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 9. März 1999 

Die Kommission prüft solche Förderungen in eigener Zuständigkeit und 
Verantwortung. Deutsche Behörden werden dabei nicht eingeschaltet. 
Eine Kenntnis oder Einbeziehung deutscher Behörden ist nur dann 
gegeben, wenn es sich um eine Kofinanzierung handelt, d. h. wenn 
sowohl die Kommission als auch der Bund dasselbe Projekt fördern; 
dies war bei der in Frage 14 angesprochenen Veranstaltung nach den 
vorliegenden Erkenntnissen nicht der Fall. 


16. Abgeordneter 

Wolfgang 

Zeitlmann 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung zu verhindern, daß mit öffentlichen 
Mitteln ein Seminar gefördert wird, zu dessen 
Veranstaltern auch eine im Verfassungsschutz- 
bericht erwähnte Organisation gehört? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 9. März 1999 

Voraussetzung für die Verhinderung der Förderung eines solchen 
Projektes ist, daß die Bundesregierung zuvor Kenntnis davon hat. Im 
Rahmen der Förderung aus einem EU-Topf ist dies, wie oben ausge- 
führt, nur bei einer Kofinanzierung der Fall. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


17. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 


(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, angesichts 
von Forderungen aus Mietervereinen, auf eine 
gesetzliche Regelung hinzuwirken, wonach 
Mietsteigerungen für freifinanzierte Wohnun- 
gen nur noch in Höhe der Steigerung der 
Lebenshaltungskosten zugelassen werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Eckhart Pick 
vom 9. März 1999 

Das geltende Recht kennt drei Möglichkeiten der Mietanpassungen. 
Leitbild ist das Vergleichsmietenverfahren des § 2 Miethöhegesetz 
(MHG). Es gestattet dem Vermieter, die Erhöhung der Miete bis zur 
ortsüblichen Vergleichsmiete unter Beachtung der Kappungsgrenze des 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 MHG (30% in drei Jahren) und der Sperrfrist 
des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 MHG zu verlangen. Hiervon abweichend 
können die Mietvertragsparteien bereits bei Vertragsschluß 
vereinbaren, zu welchem Zeitpunkt sich die Miete um welchen Betrag 
erhöhen soll (§ 10 MHG - Staffelmiete). Gemäß § 10a MHG ist auch 
eine Vereinbarung zulässig, die eine Mietanpassung an die Entwicklung 
des Gesamtindex der Lebenshaltungskosten koppelt. 

Auch die Möglichkeiten zur Ausgestaltung der Mietanpassung werden 
Gegenstand der Arbeiten an einem Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung zur Vereinfachung und Reform des Mietrechts sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


18. Abgeordneter 

Klaus 

Brähmig 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, 
ob die Landeszentralbank in den Freisstaaten 
Sachsen und Thüringen Lagerungsmöglichkei- 
ten für Euro-Münzen und die zurücklaufenden 
DM -Münzen erkundet hat, und ist gewährlei- 
stet, daß dem Bund nach einer Schließung des 
Gerätedepots Lohmen keine höheren Kosten 
für die Anmietung von Ersatzräumlichkeiten 
entstehen? *) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 24. Februar 1999 

Im Rahmen der Vorbereitungen zur Einführung des Euro-Bargeldes 
hat die zuständige Landeszentralbank in den Freistaaten Sachsen und 
Thüringen nach geeigneten Lagermöglichkeiten für Euro-Münzen 
gesucht. In diese Recherche wurde auch die genannte Liegenschaft in 
Lohmen einbezogen. 

Nach eingehender Prüfung aller angebotenen Liegenschaften hat die 
Landeszentralbank im Rahmen des dezentralen Lagerkonzepts der 
Deutschen Bundesbank eine Lagerstätte gewählt, die keiner Bundes- 
oder Landesbehörde gehört oder von dieser angeboten wurde. 


; ) s. hierzu auch Frage 39 
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Die Bewirtschaftung der Lagerstätten erfolgt in alleiniger Verantwor- 
tung der Landeszentralbanken. Kosten für den Bund entstehen dabei 
nicht. 


19. Abgeordneter 
Axel E. 

Fischer 

(Karlsruhe-Land) 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung eine Veränderung 
der umsatzsteuerlichen Behandlung von Hand- 
werksbetrieben herbeizuführen und, wenn ja, 
welche? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 4. März 1999 

Die Bundesregierung plant keine Veränderung des Umsatzsteuer- 
rechts, die speziell Handwerksbetriebe betrifft. 


20. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Behaup- 
tung des Bundesverbandes deutscher Woh- 
nungsunternehmer, ohne eine stärkere Beteili- 
gung des Bundes an den Sanierungskosten für 
schadstoffbelastete frühere bundeseigene Woh- 
nungen entstünden bei den Erwerbs-Woh- 
nungsunternehmen „erhebliche Verluste”, die 
nicht über Mieterträge ausgeglichen werden 
könnten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. März 1999 

Ich gehe davon aus, daß sich Ihre Frage auf die in ehemals bundeseige- 
nen Wohnungen, die von den alliierten Streitkräften zurückgegeben 
und überwiegend an kommunale Wohnungsunternehmen veräußert 
wurden, festgestellte Belastung mit polyzyklischen aromatischen Koh- 
lenwasserstoffen (PAK) bezieht. Die Belastung vieler dieser Wohnun- 
gen mit PAK stammt aus einem teeröl- oder bitumenhaltigen Kleber, 
der bis Anfang der 80er Jahre dem damaligen Stand der Technik ent- 
sprechend bei der Verlegung vornehmlich von Parkettfußböden ver- 
wendet wurde. Sie ist nicht auf Wohnungen beschränkt, die dem Bund 
gehören oder gehört haben, sondern ein allgemeines Problem. 

Ob und in welchem Umfang diese Wohnungen saniert werden müssen, 
hängt vom Grad der Belastung und vom baulichen Zustand des Fuß- 
bodens ab. 

Der Bund hat in den Kaufverträgen den im Grundstücksverkehr allge- 
mein üblichen Gewährleistungsausschluß vereinbart, der auch für ver- 
steckte Mängel gilt. Obwohl an der Rechtswirksamkeit des Haftungs- 
ausschlusses keine Zweifel bestehen, hat sich der Bund - vorbehaltlich 
parlamentarischer Zustimmung - im Rahmen eines gerechten Interes- 
senausgleichs aller Betroffenen zu einer freiwilligen Beteiligung an den 
Kosten der Sanierung der Wohnungen wegen einer P AK-Belastung 
bereit erklärt. 
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Ohne diese freiwillige Beteiligung des Bundes hätten die (neuen) 
Eigentümer die Sanierungskosten selbst tragen müssen, wie dies andere 
Eigentümer P AK-belasteter Gebäude auch tun müssen. Von Woh- 
nungsunternehmen kann im übrigen erwartet werden, daß sie für unvor- 
hersehbare Instandsetzungen finanzielle Vorsorge treffen. 


21. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, Forderungen, 
auch von SPD-Bundestagsabgeordneten aus 
1998, die freiwillige Bundesbeteiligung an den 
Sanierungskosten für schadstoffbelastete frü- 
here bundeseigene Wohnungen wesentlich auf- 
zustocken, durch eine entsprechende Änderung 
der Richtlinien des Bundesministeriums der 
Finanzen umzusetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. März 1999 

Ja. Für die bereits von der früheren Bundesregierung erlassene Billig- 
keitsregelung sind jetzt Verbesserungen vorgesehen. Danach sollen für 
natürliche Personen als Käufer - auch soweit sie von den Wohnungs- 
unternehmen eine in Eigentumswohnung umgewandelte ehemalige 
Mietwohnung erworben haben - ein Sockelbetrag von 75 DM/qm zu 
sanierender Fußbodenfläche gewährt sowie die Obergrenze der Bun- 
desbeteiligung von 200 auf 240 DM/qm angehoben werden. Die ver- 
bindliche Zusage der Fördermittel ist grundsätzlich erst nach der parla- 
mentarischen Billigung im Rahmen der Verabschiedung des Bundes- 
haushalts 1999 möglich. 


22. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(CDU/CSU) 


Sind zusätzliche Leistungen an reprivatisierte 
Unternehmen der Bundesanstalt für vereini- 
gungsbedingte Sonderaufgaben (BvS) nach 
dem Bundeskabinettbeschluß vom 1. Juli 1992 
mit Ausgleichsleistungen gemäß § 6 Abs. 4 des 
Vermögensgesetzes gleichzusetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. März 1999 

Zusätzliche Leistungen auf der Grundlage des Kabinettbeschlusses sind 
weder mit Ausgleichsleistungen gemäß § 6 Abs. 4 Vermögensgesetz 
i. V. m. § 6 Unternehmensrückgabeverordnung (Ausgleich wegen Ver- 
schlechterung der Ertragslage) noch mit Ausgleichsleistungen gemäß 
§ 6 Abs. 2 Vermögensgesetz i. V. m. § 5 Unternehmensrückgabeverord- 
nung (Ausgleich wegen Verschlechterung der Vermögenslage) gleich- 
zusetzen. 

Anliegen des Kabinettbeschlusses ist es, reprivatisierten Unternehmen 
zu helfen, wenn das Unternehmen nach Ausschöpfung der auf der 
Grundlage des Vermögensgesetzes mögliche Leistungen - insbesondere 
wegen zu hoher Altschulden - nicht wettbewerbsfähig ist. Die danach 
möglichen Leistungen gehen somit über den Leistungsumfang hinaus, 
auf den nach dem Vermögensgesetz ein Anspruch besteht. Vorausset- 
zung ist stets die Sanierungsfähigkeit des Unternehmens. 
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23. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(CDU/CSU) 


Sind Vereinbarungen über zusätzliche Leistun- 
gen nach dem Bundeskabinettbeschluß vom 
1. Juli 1992 als Leistungen gemäß § 31 Abs. 5 
Satz 1 des Vermögensgesetzes zu betrachten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. März 1999 


Eine Regelung über zusätzliche Leistungen auf der Grundlage des Kabi- 
nettbeschlusses kann Teil einer Vereinbarung zur gütlichen Einigung im 
Sinne von § 31 Abs. 5 Satz 1 Vermögensgesetz sein, wenn durch diese 
Vereinbarung auch Gegenstände geregelt werden, über die sonst die 
Ämter oder Landesämter zur Regelung offener Vermögensfragen 
(Behörden) zu entscheiden hätten. Ist jedoch das Verfahren nach dem 
Vermögensgesetz bereits abgeschlossen, ist eine gütliche Einigung nach 
§ 31 Abs. 5 Satz 1 Vermögensgesetz nicht mehr möglich, da der 
Anspruch bereits vollständig erledigt ist. 


24. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(CDU/CSU) 


Sind nach einem Erlaß des Bundesministers der 
Finanzen vom 10. Mai 1994 Ausgleichsleistun- 
gen gemäß § 6 Abs. 4 des Vermögensgesetzes, 
welche reprivatisierte Unternehmen im Rah- 
men der Unternehmensrestitution erhalten, 
steuerpflichtig? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. März 1999 


Nach den Grundsätzen der bundeseinheitlichen Verwaltungsregelung 
vom 10. Mai 1994 zur Frage der Unternehmensrückgabe nach dem Ver- 
mögensgesetz werden die Ansprüche und Verpflichtungen nach dem 
Vermögensgesetz grundsätzlich steuerneutral behandelt, es sei denn, es 
handelt sich um eine entgeltliche Rechtsnachfolge (vgl. Tz. 35 der Ver- 
waltungsregelung). Zu diesen Ansprüchen und Verpflichtungen gehö- 
ren auch die Ausgleichsleistungen nach § 6 Abs. 4 Vermögensgesetz. 


25. Abgeordneter 

Gerhard 

Rübenkönig 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die vom Bundesver- 
fassungsgericht aufgedeckte Inanspruchnahme 
des nur für den Alleinerzieher bestimmten steu- 
erlichen Haushaltsfreibetrags durch Elternteile, 
die mit anderen Erwachsenen einen gemein- 
samen Haushalt führen, bei wirtschaftlicher 
Betrachtungsweise für einen Mißbrauch (oder 
Fehlgebrauch) eines Steuervorteils, dem durch 
Gesetzesänderung begegnet werden sollte? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 8. März 1999 

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts haben alle 
Eltern einen Anspruch auf Steuerfreistellung des Erziehungsbedarfs 
eines Kindes, und zwar unabhängig davon, ob sie zusammen oder 
getrennt leben oder mit anderen Erwachsenen zusammen leben. Als 
Orientierungsgröße für den Erziehungsbedarf hat es den bisherigen 
Haushaltsfreibetrag herangezogen. Die Bundesregierung wird dies bei 
der Umsetzung der Entscheidung berücksichtigen. 


26. Abgeordnete 

Anita 

Schäfer 

(CDU/CSU) 


Welche Planungen bestehen seitens der Bun- 
desregierung, die Subventionen für die Bundes- 
monopolverwaltung für Branntwein tendenziell 
zu streichen, wie dies von den Fraktionen 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im 
Rechnungsprüfungsausschuß gefordert wurde, 
und teilt sie die Auffassung, daß dann mit der 
Existenz von zahlreichen Brennereien zudem 
auch weitere Arbeitsplätze in der Landwirt- 
schaft gefährdet und damit für die struktur- 
schwachen ländlichen Regionen nicht nur 
zusätzliche Wettbewerbserschwernisse aufge- 
baut, sondern auch jeglicher landwirtschaft- 
licher Anreiz entfiele, die ökologisch wertvollen 
Streuobstwiesen als Teil unserer in Jahrhunder- 
ten gewachsenen Kulturlandschaft zu erhal- 
ten?*) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 4. März 1999 

Es bestehen seitens der Bundesregierung derzeit keine Planungen, die 
Subventionen für die Bundesmonopolverwaltung für Branntwein zu 
streichen. Allerdings werden die europäische Alkoholwirtschaft und 
das deutsche Branntweinmonopol durch internationale Entwicklungen 
vor neue Herausforderungen gestellt. Die Bundesregierung wird des- 
halb sorgfältig prüfen, ob das Branntweinmonopol in seiner heutigen 
Ausgestaltung und seiner Funktion als nationale Marktordnung für 
Alkohol dauerhaft fortgeführt werden kann. 


27. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


Bezieht die Bundesregierung in die Zusage 
einer Kostenbeteiligung für die Beseitigung von 
Belastungen durch polyzyklische aromatische 
Kohlenwasserstoffe in ehemals bundeseigenen 
Wohnungen bei natürlichen Personen als Käu- 
fer mit einem Sockelbetrag von 75 DM/qm 


) s. hierzu auch Frage 66 
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sowie darüber hinaus einer Kostenbeteiligung 
von 50 Prozent bis zu einem Höchstbetrag von 
240 DM/qm zu sanierender Bodenfläche die 
Fälle mit ein, in denen eine Wohnungsbauge- 
sellschaft als Käufer zwischenzeitlich Wohnun- 
gen an natürliche Personen weiterveräußert 
hat, diese allerdings im Rahmen eines Nach- 
trags zum Kaufvertrag zwischen der Wohnungs- 
baugesellschaft und dem Zweiterwerber verein- 
baren, daß die Wohnungsbaugesellschaft Sanie- 
rungsträger ist und diese auch Vertragspartner 
der ausführenden Bauunternehmen ist, und wer 
erhält in solchen Fällen dann den Zuschuß? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 10. März 1999 


Die Bundesregierung bezieht in die Zusage einer Kostenbeteiligung für 
die Beseitigung von Belastungen durch polyzyklische aromatische Koh- 
lenwasserstoffe (PAK) in ehemals bundeseigenen Wohnungen auch die 
natürlichen Personen ein, die von einer Wohnungsgesellschaft (Erst- 
käufer) eine durch PAK belastete, sanierungsbedürftige Eigentums- 
wohnung erworben haben (Zweitkäufer). Die jetzt vorgesehene Ver- 
besserung der Kostenbeteiligung in dem von Ihnen genannten Rahmen 
erfolgt nach parlamentarischer Billigung. Unabhängig von der Frage, 
wer letztlich die Sanierungsmaßnahme durchführen läßt - der Erst- oder 
der Zweiterwerber -wird sichergestellt, daß die für natürliche Personen 
vorgesehene verbesserte Kostenbeteiligung des Bundes dem (neuen) 
Eigentümer voll zugute kommt. Dessen Eigenanteil an den Sanierungs- 
kosten wird sich entsprechend verringern. 


28. Abgeordnete 

Elke 

Wülfing 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, auch bilan- 
zierende land- und forstwirtschaftliche Unter- 
nehmen als Steuersubjekt einer rechtsformneu- 
tralen Unternehmenssteuer mit einem Steuer- 
tarif von 35% zu definieren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 4. März 1999 


Der Bundesminister der Finanzen hat entsprechend der Koalitions- 
vereinbarung zwischen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN unmit- 
telbar nach der Regierungsübernahme eine Kommission aus Vertretern 
der Wirtschaft, der Wissenschaft und der Finanzverwaltung berufen, 
die ein Konzept einer einheitlichen rechtsformneutralen Unterneh- 
menssteuer prüfen und erarbeiten soll. Ob und ggf. in welcher Weise 
land- und forstwirtschaftliche Unternehmen in die Unternehmensbe- 
steuerung einbezogen werden, ist im gegenwärtigen Beratungsstadium 
noch nicht entschieden. 




Drucksache 14/509 


- 18 - 


Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


29. Abgeordnete 

Elke 

Wülfing 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, warum verzichtet die Bundesregie- 
rung auf Sachverstand aus dem land- und forst- 
wirtschaftlichen Steuerrecht in der eingesetzten 
17köpfigen Kommission? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 4. März 1999 

Die Mitglieder der Kommission sind vom Bundesminister der Finanzen 
persönlich berufen. Die Auswahl der Kommissionsmitglieder gewähr- 
leistet die Berücksichtigung aller betroffenen Interessen bei den Bera- 
tungen. Um die Arbeitsfähigkeit der Kommission zu erhalten, muß sie 
in ihrem personellen Umfang begrenzt sein. 

Ich habe aber sichergestellt, daß dem Präsidenten des Deutschen Bau- 
ernverbandes alle Informationen zugeleitet werden, die Grundlage für 
die Erörterungen in der Kommission sind. 


30. Abgeordneter 

Benno 

Zierer 

(CDU/CSU) 


Wird bei einer Leibrente für Zeiten der Kinder- 
erziehung in Höhe von monatlich 119 DM, die 
eine Hausfrau für die Erziehung von drei Kin- 
dern seit 1990 - damals 62jährig - als Alters- 
rente neben einer Witwenpension bezieht, als 
„Ertrag des Rentenrechts” im Sinne von § 22 
Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a des Einkommensteuer- 
gesetzes die gesamte Altersrente von 119 DM 
oder nur der in ihr enthaltene Anteil in Höhe 
von 11,90 DM besteuert, den die Empfängerin 
für die beiden Kinder, die ihr an der Zahl fünf 
fehlen, als Eigenanteil vorher bei der Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte einzahlen 
mußte, um in den Genuß der Altersrente zu ge- 
langen, wenn der Anteil der Erziehungszeiten 
an der Altersrente 2,25 Punkte und der Eigen- 
anteil 0,26 Punkte ausmacht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 3. März 1999 

Die nach dem Sozialgesetzbuch VI anzurechnenden Kindererziehungs- 
zeiten wirken bei Müttern der Geburtsjahrgänge ab 1921 rentenbegrün- 
dend und rentensteigernd. Auf diese Weise begründete und erhöhte 
Renten sind insgesamt - unabhängig ob durch Leistung als Eigenanteil 
oder durch Anrechnung als Erziehungszeit entstanden - mit dem 
Ertragsanteil zur Einkommensteuer heranzuziehen. In dem von Ihnen 
geschilderten Fall wird somit der Ertragsanteil nach § 22 Nr. 1 Satz 3 
Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes von der gesamten Alters- 
rente in Höhe von 119 DM berechnet. Hat die Rentenberechtigte bei 
Beginn der Rente das 62. Lebensjahr vollendet, beträgt der Ertrags- 
anteil 30% der Rente. 
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Diese Steuerfolge ist auch wegen der Einheitlichkeit des Renten- 
anspruchs gerechtfertigt. Nach dem ausdrücklichen Willen des Gesetz- 
gebers werden Kindererziehungszeiten rentenrechtlich im wesentlichen 
wie Zeiten der Erwerbstätigkeit behandelt. Die wegen Kindererziehung 
Versicherten sollen daher auch steuerrechtlich nicht bessergestellt wer- 
den als diejenigen, die eine Rente aufgrund von Erwerbstätigkeit erhal- 
ten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie 


31. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu der Auffas- 
sung des Bundeskartellamtes, daß die Entschei- 
dung der Regulierungsbehörde für Telekom- 
munikation und Post, es der Telekom zu gestat- 
ten, von den Wettbewerbern eine Monatsmiete 
für jede Teilnehmeranschlußleitung in Elöhe 
von 25,40 DM (plus Mehrwertsteuer) verlangen 
zu können, die privaten Telefongesellschaften 
behindere und diskriminiere (Reuters vom 
9. Februar 1999)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 8. März 1999 

Die Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post hat nach 
sorgfältiger Prüfung im Beschlußkammerverfahren entschieden, daß 
die Deutsche Telekom AG für den Zugang zur Teilnehmeranschluß- 
leitung ein Entgelt in Höhe von 25,40 DM von den Wettbewerbern ver- 
langen kann. Gemäß § 82 Telekommunikationsgesetz ist das Bundes- 
kartellamt bei diesem Beschlußkammerverfahren beteiligt worden. Es 
ist zutreffend, daß das Bundeskartellamt in diesem Zusammenhang 
kritisch zu einigen Aspekten Stellung genommen hat. Die Beschluß- 
kammer hat ihre Entscheidung in Kenntnis dieser Stellungnahme 
getroffen. 

Die Entscheidung der Regulierungsbehörde ist für die Durchsetzung 
des Wettbewerbs im Ortsnetz von erheblicher Bedeutung. Sie ist in 
Fachkreisen und in der interessierten Öffentlichkeit kritisiert, aber auch 
als vertretbar gewürdigt worden. Die Bundesregierung hat keine Ver- 
anlassung, an der Angemessenheit der Entscheidung der Regulierungs- 
behörde zu zweifeln. Im übrigen hat bereits ein Wettbewerber gegen die 
Entscheidung vor dem zuständigen Verwaltungsgericht geklagt. Es ist 
jetzt Sache des Verwaltungsgerichts, die Entscheidung auf ihre Recht- 
mäßigkeit hin zu untersuchen. Auch aus diesem Grunde sieht sich die 
Bundesregierung gehindert, Details der Entscheidung zu bewerten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


32. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Presseberichte 
bestätigen (Hannoversche Allgemeine Zeitung/ 
Leinezeitung vom 17. Februar 1999), daß der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, Karl-Heinz Funke, auf Veranlas- 
sung des Vorsitzenden der Fraktion der SPD, 
Dr. Peter Struck, das Rahmenkonzept für die 
Bundesforschungsanstalten im Bereich des 
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten vom 12. Juni 1996 geändert 
hat, das damals vom gesamten Kollegium der 
Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 
und dem Kuratorium mitgetragen wurde? 


33. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Welche finanziellen und fachlichen Neu- 
erkenntnisse rechtfertigen eine eventuelle Än- 
derung des Rahmenkonzeptes, da bisher ein- 
hellig die Meinung vertreten wurde, daß bei den 
beabsichtigten Stellenkürzungen Deutschland 
nur in der wissenschaftlichen Spitze bleiben 
kann, wenn die Arbeit auf zukunftsträchtige 
Zentren konzentriert wird? 


34. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Sind bei der Änderung des Rahmenkonzeptes 
durch die Bundesregierung zusätzliche Stellen 
zum Erhalt der Funktionsfähigkeit der einzel- 
nen Standorte und der Ressortforschung des 
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten vorgesehen? 


35. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Welche besonderen Umstände rechtfertigen 
den beabsichtigten Erhalt des Standortes Celle, 
wenn einerseits Investitionen von über 80 Mio. 
DM in den letzten Jahren am Standort Marien- 
see/Mecklenhorst nachträglich Fehlinvesti- 
tionen bedeuten würden, während andererseits 
gleichzeitig in anderen Standorten mehrstellige 
Millionensummen zum Erhalt der Funktions- 
fähigkeit zu investieren wären, zumal keinem 
der Celler Mitarbeiter gekündigt werden soll? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerald Thalheim 
vom 4. März 1999 


Bundesminister Karl-Heinz Funke hat im November 1998 den Auftrag 
erteilt, das Rahmenkonzept für die Bundesforschungsanstalten im 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung Landwirt- 
schaft und Forsten vom 12. Juni 1996 im Hinblick auf die Ziele und 
Schwerpunkte der neuen Bundesregierung in den Bereichen Landwirt- 
schaft, Umwelt-, Verbraucher- und Tierschutz zu überprüfen. Diese 
Überprüfung ist zwar noch nicht abgeschlossen; gleichwohl besteht 
wegen der fortschreitenden Baumaßnahmen am Standort Marien- 
see/Mecklenhorst eine besondere Dringlichkeit, für den Forschungsbe- 
reich „Tierzucht und Tierverhalten” der Bundesforschungsanstalt für 
Landwirtschaft (LAL) eine Entscheidung zu treffen. Der Bundesmini- 
ster hat daher nach einem Informationsbesuch in Celle am 8. Januar 
1999 und unter Berücksichtigung der neuen Schwerpunktsetzung in der 
Forschungspolitik den Auftrag erteilt, eine Lösung für eine Standort- 
konzentration im Forschungsbereich „Tierzucht und Tierverhalten” zu 
erarbeiten, die auch den Standort Celle mit einbezieht. In den Erörte- 
rungen über das Fachkonzept für die Standorte Mariensee/Mecklen- 
horst und Celle konnte inzwischen in allen anstehenden fachlichen und 
organisatorischen Fragen weitgehendes Einvernehmen mit der FAL 
erzielt werden. 

Die Bundesregierung sieht derzeit keine Veranlassung, über den durch 
das bisherige Stellenkonzept festgelegten Rahmen hinaus zusätzliche 
Stellen für die BML-Ressortforschung vorzusehen. 

Die in der Vergangenheit am Standort Mariensee/Mecklenhorst getä- 
tigten Investitionen waren aufgrund des baulichen Zustands der Liegen- 
schaft und der Aufgabenstellung des Instituts für Tierzucht und Tierver- 
halten erforderlich. Diese Investitionen werden einen wesentlichen Bei- 
trag dazu leisten, daß auch auf Dauer eine qualifizierte Forschung an 
diesem Standort gewährleistet ist; von einer Fehlinvestition kann des- 
halb nicht die Rede sein. Die für den Standort Celle benötigten Investi- 
tionsmittel lassen sich im Rahmen der in der mehrjährigen Finanzpla- 
nung vorgesehenen Ausgaben erwirtschaften, ohne daß andere Stand- 
orte in Mitleidenschaft gezogen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


36. Abgeordneter 
Horst 
Seehofer 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang haben sich die Beiträge 
zur Berufsgenossenschaft in Deutschland nach 
oben entwickelt? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Achenbach 
vom 10. März 1999 


Entgegen Ihrer Annahme hat sich die Beitragsbelastung bei den 
gewerblichen Berufsgenossenschaften sowohl in der langjährigen Ent- 
wicklung als auch in den letzten Jahren insgesamt nicht erhöht, sondern 
verringert. 

Aufgrund der branchenspezifischen Gliederung der Berufsgenossen- 
schaften und individueller Gefahrklassenzuordnungen der einzelnen 
Unternehmen gibt es - anders als in den anderen Sozialversicherungs- 
zweigen - in der gesetzlichen Unfallversicherung keinen allgemeinen 
Beitragssatz, sondern es kann nur die durchschnittliche Beitragsbela- 
stung festgestellt werden. Hier besteht in der langjährigen Entwicklung 
eine eindeutig positive Tendenz. Betrug die Belastung der Unterneh- 
men -bezogen auf die beitragspflichtigen Arbeitsentgelte - 1950 durch- 
schnittlich noch fast 1,7% , so sank sie bis 1997 auf 1,4% . Allein in den 
Jahren 1995 bis 1997 ist eine Beitragsverringerung um mehr als 4% ein- 
getreten. 

Dies schließt nicht aus, daß es für einzelne Unternehmen oder Branchen 
gegenläufige Entwicklungen gegeben hat. 


37. Abgeordneter 
Horst 
Seehofer 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung eine Reform mit 
dem Ziel der Ausgabendämpfung, und wenn ja, 
wie sieht diese aus? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Achenbach 
vom 10. März 1999 


Organisation, Leistungsspektrum und Finanzierung der gesetzlichen 
Unfallversicherung haben sich bewährt. Durch die Zusammenarbeit 
zwischen Berufsgenossenschaft und Unternehmern sind große Erfolge 
bei der Unfallverhütung erreicht worden. Dies hat zu einem stetigen 
Rückgang der Unfallzahlen und niedrigeren Beiträgen für die Unter- 
nehmen geführt. Die kontinuierliche Verbesserung der Prävention wird 
auch in Zukunft der beste Weg zur Ausgabenbegrenzung sein. 

Im übrigen ist das Unfallversicherungsrecht erst 1996 bei der Einord- 
nung in das Sozialgesetzbuch (SGB VII) umfassend überprüft worden; 
in diesem Rahmen wurden auch verschiedene finanzielle Entlastungen 
der Unternehmen vorgenommen. 


38. Abgeordneter 
Benno 
Zierer 

(CDU/CSU) 


Welche Bestimmungen des Sozialversiche- 
rungsrechts sind im einzelnen für die Höhe einer 
Leibrente für Zeiten der Kindererziehung von 
monatlich derzeit 119 DM maßgeblich, die eine 
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Hausfrau für die Erziehung von drei Kindern 
seit 1990 - damals 62jährig - als Altersrente 
neben einer Witwenpension bezieht, wenn in 
der Altersrente von 119 DM ein Anteil von 
11,90 DM enthalten ist, den die Empfängerin 
für die beiden Kinder, die ihr an der Zahl fünf 
fehlen, als Eigenanteil vorher bei der Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte einzahlen 
mußte, um in den Genuß der Altersrente zu 
gelangen, und wenn der Anteil der Erziehungs- 
zeiten an der Altersrente 2,25 Punkte und der 
Eigenanteil 0,26 Punkte ausmacht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Mäscher 
vom 2. März 1999 


Für die Höhe des Rentenertrages aus Kindererziehungszeiten sind 
regelmäßig drei Faktoren maßgebend: 


1. Die Länge der rentenrechtlichen Kindererziehungszeit: 

Hierzu führt § 249 Abs. 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB VI) aus, daß die Kindererziehungszeit für ein vor dem 1. Ja- 
nuar 1992 geborenes Kind zwölf Kalendermonate beträgt. Bei drei 
Kindern ergibt sich dann eine rentenrechtliche Kindererziehungszeit 
von 36 Monaten. 


2. Die Bewertung der Kindererziehungszeit in Entgeltpunkten: 

Nach § 307 d Satz 2 in Verbindung mit Satz 5 SGB VI ergeben sich 
pauschale Entgeltpunkte für Kindererziehungszeiten, indem die 
Anzahl an Monaten mit Kindererziehungszeiten für jedes Kind 
(12 Monate) zur Zeit mit 85 v.H. von 0,0833 Entgeltpunkten verviel- 
fältigt wird. 

Hieraus ergeben sich 0,8497 Entgeltpunkte pro Kind „ 3 (Kinder) = 
2,5491 Entgeltpunkte. 


3. Die Entgeltpunkte sind nach § 64 SGB VI u.a. mit dem aktuellen 
Rentenwert (z.Z. 47,65 DM) zu vervielfältigen. Hieraus ergibt sich 
ein Rentenertrag von z. Z. monatlich 121,46 DM (brutto). Hinzu 
kommt der Rentenertrag aus freiwilliger Beitragszahlung. Dieser 
wird aus einer Multiplikation von Entgeltpunkten - entsprechend der 
Fragestellung wird von 0,26 Entgeltpunkten ausgegangen - und 
aktuellem Rentenwert (47,65 DM) nach § 64 SGB VI ermittelt und 
beträgt monatlich brutto 12,39 DM, so daß die Gesamthöhe der 
Rente einschließlich des Rentenertrages aus Kindererziehungszeiten 
monatlich brutto 133,85 DM beträgt. 

Der Bruttobetrag der Rente unterliegt dann Minderungen durch eine 
evtl. Kranken- und Pflegeversicherungspflicht nach den Bestimmun- 
gen des Fünften und des Elften Buches Sozialgesetzbuch. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung 


39. Abgeordneter 

Klaus 

Brähmig 

(CDU/CSU) 


Auf welchen Berechnungsgrundlagen beruht 
die Einschätzung der Bundesregierung, daß das 
Gerätedepot Lohmen der Bundeswehr unrenta- 
bel ist, bzw. ist der Bundesregierung bekannt, 
daß das Gerätedepot Lohmen im Vergleich mit 
anderen Lagerräumlichkeiten - wie beispiels- 
weise der E estung Königstein - auf die qm-E lä- 
che berechnet deutlich niedrigere Energie- 
kosten verursacht (Stand: 1998)?*) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 4. März 1999 

Das Gerätedepot Lohmen ist eine Untertageanlage mit vergleichsweise 
geringer Kapazität und verursacht pro Jahr Betriebskosten in Höhe von 
4,4 Mio. DM. 

Diese setzen sich vor allem aus den Personalkosten und aus den Liegen- 
schaftsbetriebskosten zusammen. Letztere schließen auch die Energie- 
kosten ein. 

Nicht erfaßt sind in dieser Kostenrechnung Abschreibungen auf die 
Infrastruktur und die Betriebsmittel oder Rückstellungen für den Bau- 
erhalt. 

Ein Weiterbetrieb des Gerätedepots Lohmen ist unwirtschaftlich, weil 
der logistische Bedarf in den neuen Bundesländern im Norden aus dem 
Gerätedepot Müritz und im Süden aus dem Gerätedepot Zeithain 
gedeckt wird. Der Erhalt eines weiteren Gerätedepots in der Nähe von 
Dresden ist ab März 1999 logistisch nicht begriindbar. 

Aufgaben wie die befristete Unterbringung von Exponaten des Militär- 
historischen Museums oder von Münzgeld gehören nicht zu den logisti- 
schen Zwecken eines Depots. 

Derartige Aufgaben sind - soweit erforderlich - in bestehenden Einrich- 
tungen des Bundes oder anderer Gebietskörperschaften so durchzufüh- 
ren, daß dort möglichst geringe Zusatzkosten entstehen. Solche Ein- 
richtungen können auch Depots der Streitkräfte sein, die über den 
28. Februar 1999 hinaus betrieben werden. 

Ein Vergleich der Energiekosten zwischen dem Gerätedepot Lohmen 
und der als Museum dienenden Festung Königstein wurde bisher nicht 
angestellt. Energiekosten sind jedoch keine wesentlichen Kostenfakto- 
ren wie die beim Betrieb von militärischen Untertageanlagen erforder- 
lichen Maßnahmen für Brandschutz oder Bewachung. 


) s. hierzu auch Frage 18 
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40. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Welche Kriterien legt die Bundesregierung zu- 
grunde, um einen Offizier als unwürdig zu klas- 
sifizieren, der Namensgeber einer Bundeswehr- 
kaserne zu sein? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 4. März 1999 

Die Traditionspflege in der Bundeswehr ist in den Richtlinien zum Tra- 
ditionsverständnis und zur Traditionspflege in der Bundeswehr (BMVg 
Fü S I 3 - Az 35-08-07) vom 20. September 1982 (ZDv 10/1, Anlage 2/5) 
geregelt. Darin heißt es unter anderem: 

Kasernen und andere Einrichtungen der Bundeswehr können mit 
Zustimmung des Bundesministers der Verteidigung nach Persönlich- 
keiten benannt werden, die sich durch ihr gesamtes Wirken oder eine 
herausragende Tat um Freiheit und Recht verdient gemacht haben 
(Ziffer 29). 

Negativkriterien sind dagegen nie entwickelt worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


41. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die vom Bundesausschuß der Ärzte und Kran- 
kenkassen am 8. Januar 1999 vorgelegten Arz- 
neimittelrichtlinien in materiell-rechtlicher und 
in formell-rechtlicher Hinsicht den Anforderun- 
gen des Artikels 7 Nr. 1 und 3 der E G-Transpa- 
renzrichtlinie entspricht? 


42. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß sich der Bundesausschuß in der Zif- 
fer 3.5 der Richtlinien, ohne vorgesehene Krite- 
rien und ohne vorgesehenes Anhörungsverfah- 
ren, quasi eine Blankovollmacht zum Beschluß 
indikationsbezogener Therapieempfehlungen 
und wirkstoffbezogener Therapiehinweise aus- 
gestellt hat? 


43. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung durch den Umstand, 
daß eine abgestufte Therapie leichter bis mittel- 
schwerer Erkrankungen, die sich am Schwere- 
grad der Erkrankung orientiert und vorwiegend 
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durch den Hausarzt erfolgt, nach Inkrafttreten 
der Richtlinien kaum noch möglich sein wird, 
keinen Widerspruch zu der mit der Gesund- 
heitsreform 2000 beabsichtigten Stärkung der 
Hausärzte? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 10. März 1999 


Der Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen hat die Neufassung 
der Arzneimittel-Richtlinien dem Bundesministerium für Gesundheit 
nach § 94 SGB V zur Prüfung vorgelegt. Diese Prüfung des Bundesmini- 
steriums für Gesundheit bezieht sich darauf, ob sich der Bundesaus- 
schuß bei seiner Normsetzung im Rahmen des ihm gesetzlich vorgege- 
benen Beurteilungs- und Entscheidungsspielraums gehalten hat. Die 
von Ihnen angesprochenen Punkte sind in die Beanstandungsprüfung 
einbezogen. Da diese noch nicht abgeschlossen ist, bitte ich um Ver- 
ständnis, daß ich mich zu ihrem Ergebnis derzeit noch nicht äußern 
kann. 


44. Abgeordneter 

Dr. Hans Georg 
Faust 

(CDU/CSU) 


Wie groß sind nach der Auffassung der Bun- 
desregierung die Chancen der Krankenkassen, 
den Krankenhaus-Sonderbeitrag in Höhe von 
20 DM für 1997 vor dem Hintergrund bestehen- 
der Mindestvoraussetzungen für ein Zwangs- 
vollstreckungsverfahren bei den säumigen 
7 Millionen Versicherten „einzutreiben”? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 8. März 1999 


Wie groß die Chancen der Krankenkassen sind, den Zusatzbeitrag 
Krankenhaus nach dem 2. GKV-Neuordnungsgesetz „einzutreiben”, 
kann nicht generell entschieden werden, sondern hängt vom jeweiligen 
Einzelfall ab. 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen haben sich Anfang Januar 
1999 auf ein einheitliches Mahnverfahren für die säumigen Mitglieder 
geeinigt. Danach ist vorgesehen, bis Ende März den säumigen Mitglie- 
dern eine Mahnung zukommen zu lassen. Für den Fall, daß das säumige 
Mitglied aufgrund der Mahnung der Krankenkasse den Zusatzbeitrag 
von 20 DM nicht zahlt, ist die Einleitung eines förmlichen Mahnverfah- 
rens zu prüfen. 


45. Abgeordneter 

Dr. Hans Georg 
Faust 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Kosten rechnet die Bundesregie- 
rung im Falle, daß ein Zwangsvollstreckungs- 
verfahren durchgeführt wird, für die Kranken- 
kassen pro Fall? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 8. März 1999 


Mit welchen Kosten pro Fall bei der Durchführung eines Zwangsvoll- 
streckungsverfahrens zu rechnen ist, hängt vom jeweiligen Einzelfall ab. 
Die Kosten dieses Verfahrens sind im übrigen von den säumigen Zah- 
lungsverpflichteten zu tragen. 


46. Abgeordneter 

Dr. Hans Georg 
Faust 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung ihrerseits unter dem 
Gesichtspunkt der Gerechtigkeit Handlungs- 
bedarf für den Fall, daß auch nach den jetzt von 
den Kassen durchgeführten Mahnverfahren 
noch eine nennenswerte Anzahl (mehrere Mil- 
lionen) von säumigen Zahlern übrig bleibt, und 
wenn nein, wie will die Bundesregierung diese 
Gerechtigskeitsliicke den 28 Millionen Ver- 
sicherten erklären, die den Sonderbeitrag für 
1997 bisher gezahlt haben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 8. März 1999 


Mit dem Solidaritätsstärkungsgesetz wurde die grundsätzliche Entschei- 
dung getroffen, daß die Zahlungsverpflichtung für das Jahr 1997 unein- 
geschränkt bestehen bleibt. Dementsprechend sind die Krankenkassen 
gehalten, diesen Zahlungsanspruch durchzusetzen. Da die säumigen 
Zahler von den Krankenkassen im Wege des Mahnverfahrens zur Zah- 
lung des Zusatzbeitrags veranlaßt werden, kann von einer Gerechtig- 
keitslücke nicht die Rede sein. Soweit ausnahmsweise eine Niederschla- 
gung des Anspruchs aufgrund besonderer Einzelfallumstände oder eine 
Aufrechnung mit Geldleistungsansprüchen nicht in Betracht kommt, 
muß grundsätzlich davon ausgegangen werden, daß die Krankenkassen 
in jedem Einzelfall für die Durchsetzung des Zahlungsanspruchs Sorge 
tragen werden. 


47. Abgeordneter 

Klaus 

Holetschek 

(CDU/CSU) 


Welchen Stellenwert mißt die Bundesregierung 
dem Themenbereich Naturheilverfahren im 
Zusammenhang mit dem in Planung befind- 
lichen E U-Gesundheitsprogramm bei? 


48. Abgeordneter 

Klaus 

Holetschek 

(CDU/CSU) 


Was versteht die Bundesregierung unter dem 
Schwerpunkt „Stärkung von Gesundheitsförde- 
rung und Prävention” im neugeplanten E U- 
Gesundheitsprogramm, und gibt es hier ihrer 
Meinung nach einen Ansatz bzw. eine Aufwer- 
tung der kurörtlichen Medizin, die sich im 
wesentlichen auf die klassischen Naturheilver- 
fahren stützt? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 8. März 1999 

Wegen des Sachzusammenhangs werden beide Fragen gemeinsam wie 
folgt beantwortet: 

Die Kommission wird ihren Programmvorschlag auf der Grundlage der 
neuen Gesundheitskompetenz nach Artikel 152 des Vertrags von Am- 
sterdam für ein umfassendes E U-Gesundheitsprogramm erst nach In- 
krafttreten des Vertrags von Amsterdam vorlegen. Einzelheiten dieses 
Programmvorschlages sind der Bundesregierung daher nicht bekannt. 
Es ist allerdings zu erwarten, daß die Kommission sich dabei auf die in 
ihrer Mitteilung „Über die Entwicklung der Gemeinschaftspolitik im 
Bereich der öffentlichen Gesundheit” vom 15. April 1998 gemachten 
Aussagen, auf die Stellungnahme des Gesundheitsministerrats vom 8. 
November 1998 zu dieser Kommissionsmitteilung und den Bericht des 
Europäischen Parlaments über die „Zukunft der öffentlichen Gesund- 
heitspolitik” (Stand 19. Januar 1999) stützen wird. Spezielle Aussagen 
wie z. B . zum Themenbereich „Naturheilverfahren” sind in den genann- 
ten Dokumenten nicht gemacht. 

Da sich das Gesundheitsprogramm und damit auch der vorgesehene 
Schwerpunkt „Berücksichtigung der für die Gesundheit bestimmenden 
Faktoren durch Gesundheitsförderung und Prävention” an der begrenz- 
ten E U-Zuständigkeit im Gesundheitsbereich und auch an dem Subsidi- 
aritätsprinzip orientieren muß, kann nicht davon ausgegangen werden, 
daß mit dem Programm eine direkte Einflußnahme auf die Versorgung, 
also auch auf die kurörtliche Medizin erfolgen kann. 

Dabei würde sich - ungeachtet der nach wie vor positiven Einstellung 
der Bundesregierung hinsichtlich der Erhaltung der Vielzahl medizini- 
scher Richtungen - eine Einbeziehung der kurörtlichen Medizin und 
Naturheilverfahren nur äußerst schwer begründen und durchsetzen 
lassen. 


49. Abgeordneter 

Wolfgang 

Lohmann 

(Lüdenscheid) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung den 
Anteil an pflichtversicherten Mitgliedern, die 
bis 31. Dezember 1998 von der Möglichkeit der 
Kostenerstattung Gebrauch machen konnten 
und die sich durch die Änderung des § 13 Abs. 2 
Fünftes Buch Sozialgesetzbuch durch das GKV- 
Solidaritätsstärkungsgesetz jetzt massiv benach- 
teiligt fühlen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 4. März 1999 

Bis zum 31. Dezember 1998 konnten von der Wahlmöglichkeit der 
Kostenerstattung alle pflichtversicherten Mitglieder der gesetzlichen 
Krankenkassen Gebrauch machen. Über die Anzahl derjenigen Ver- 
sicherten, die von dieser Möglichkeit tatsächlich Gebrauch gemacht 
haben, liegen dem Bundesministerium für Gesundheit keine Daten vor. 

Meßbare Anhaltspunkte über die Gefühlslage der Versicherten liegen 
dem Bundesministerium für Gesundheit gleichfalls nicht vor. 
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50. Abgeordneter 

Wolfgang 

Lohmann 

(Lüdenscheid) 

(CDU/CSU) 


Inwiefern sieht die Bundesregierung in der 
Wahlmöglichkeit Kostenerstattung einen Ver- 
stoß gegen den Grundsatz der Solidarität, wenn 
sich die Leistung der Krankenkassen auf den 
Sachleistungsanteil beschränkt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 4. März 1999 


Der Abschaffung der Kostenerstattung für Pflichtversicherte liegt das 
Ziel zugrunde, die Elemente der privaten Versicherungswirtschaft in 
der gesetzlichen Krankenversicherung auf ein Mindestmaß zu reduzie- 
ren. Die Einschränkung wertet das Solidarprinzip und das Sach- 
leistungssystem auf. Die Elemente der privaten Versicherungswirt- 
schaft beeinträchtigen nicht nur den solidarischen Ausgleich zwischen 
Gesunden und Kranken, Jungen und Alten, Beziehern höherer und 
niedrigerer Einkommen und zwischen Ledigen und Familien mit Kin- 
dern. Sie führen auch zu Fehlsteuerungen und können das vermeintliche 
Ziel, zu einer sparsameren Leistungsinanspruchnahme und wirt- 
schaftlicheren Leistungserbringung beizutragen, nicht erreichen. Dies 
haben alle bisherigen Erfahrungen mit der Kostenerstattung gezeigt. 


51. Abgeordneter 

Wolfgang 

Lohmann 

(Lüdenscheid) 

(CDU/CSU) 


Wie verhält sich nach Auffassung der Bundes- 
regierung die Streichung der Kostenerstattung 
für Pflichtversicherte in Deutschland zu der 
vom Europäischen Gerichtshof zugestandenen 
Möglichkeit, ambulante ärztliche Leistungen in 
europäischen Nachbarstaaten im Wege der 
Kostenerstattung in Anspruch nehmen zu kön- 
nen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 4. März 1999 


Nach Auffassung der Bundesregierung steht die Streichung der Kosten- 
erstattung für Pflichtversicherte in Deutschland in Einklang mit der vom 
EuGH zugestandenen Möglichkeit, ambulante ärztliche Leistungen im 
E U-Ausland im Wege der Kostenerstattung dann in Anspruch nehmen 
zu können, wenn und soweit das nationale Recht eine derartige Kosten- 
erstattung vorsieht. Nach den beiden, in der Frage angesprochenen 
Urteilen des EuGH gelten nämlich in Berücksichtigung der Entschei- 
dungsformel die Grundsätze des freien Warenverkehrs nach Artikel 30 
EG-Vertrag und der Dienstleistungsfreiheit nach Artikel 59 EG-Ver- 
trag im Bereich der sozialen Sicherheit insoweit, als eine nationale 
Regelung die Erstattung der Kosten als Versicherungsleistung vorsieht. 
Mit der Einschränkung der Möglichkeit zur Kostenerstattung nach 
nationalem Recht befaßt sich der EuGH dagegen nicht. 
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52. Abgeordneter 

Wolfgang 

Lohmann 

(Lüdenscheid) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung nicht zumindest eine 
Übergangsregelung für angebracht, nach der 
diejenigen Pflichtversicherten, die bis zum 
31. Dezember 1998 von der Möglichkeit der 
Kostenerstattung Gebrauch gemacht und dafür 
zum Teil private Zusatzverträge abgeschlossen 
haben, sich auch in Zukunft ambulant als Pri- 
vatpatienten behandeln lassen können? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 4. März 1999 


O b und inwieweit gesetzliche Änderungen, die den Bereich der Kosten- 
erstattung betreffen, erörtert werden sollten, wird in den Beratungen 
zur Strukturreform des Gesundheitssystems zu entscheiden sein. 


53. Abgeordnete 

Angela 

Marquardt 

(PDS) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis von Art und 
Anzahl sich im Handel befindlicher gentech- 
nisch veränderter Lebensmittel, die einer Kenn- 
zeichnungspflicht nach E U-Verordnungen un- 
terliegen, tatsächlich jedoch nicht gekennzeich- 
net sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 4. März 1999 


Die Lebensmittelüberwachung obliegt den nach Landesrecht zuständi- 
gen Behörden. Erkenntnisse über Ergebnisse der Überwachung hin- 
sichtlich der Kennzeichnung von mit Hilfe gentechnischer Verfahren 
hergestellter Lebensmittel liegen der Bundesregierung nicht vor. 


54. Abgeordnete 

Angela 

Marquardt 

(PDS) 


Plant die Bundesregierung, den Erlaß natio- 
naler Sanktionsvorschriften herbeizuführen, 
um Hersteller, die ihrer Kennzeichnungspflicht 
nicht nachkommen, abzumahnen bzw. zu be- 
strafen, und wenn ja, wann ist mit entsprechen- 
den Vorschriften zu rechnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 4. März 1999 


Mit der „Zweiten Verordnung zur Änderung der Neuartigen Lebens- 
mittel- und Lebensmittel-Zutaten-Verordnung” werden Straf- und 
Bußgeldvorschriften eingeführt, die Verstöße gegen die Kennzeich- 
nungsvorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1139/98 über die Kenn- 
zeichnung von Verarbeitungsprodukten aus gentechnisch verändertem 
Soja und Mais entsprechend bewehren. Diese Verordnung liegt dem 
Bundesrat zur Zustimmung vor. 
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55. Abgeordneter 

Dr. Martin 
Mayer 

(Siegertsbrunn) 

(CDU/CSU) 


Welche Änderungen von Vorschriften der 
Europäischen Union zur Gentechnik werden 
gegenwärtig bei der Europäischen Union vorbe- 
reitet und beraten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 10. März 1999 


Auf der Grundlage eines Vorschlags der Kommission vom Februar 1998 
(EU-Bl. C 139 vom Mai 1998, S. 1 und B R-Drucksache 229/98 vom 
10. März 1998) wird z. Z . über Änderungen der Richtlinie 90/220/EWG 
über die absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organismen in 
die Umwelt beraten. 


56. Abgeordneter Welche Flaltung vertritt die Bundesregierung zu 

Dr. Martin diesen Änderungen? 

Mayer 

(Siegertsbrunn) 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 10. März 1999 


Die Bundesregierung begrüßt, daß, nachdem das Änderungsverfahren 
zur Richtlinie 90/219/EWG über den Umgang mit genetisch veränder- 
ten Organismen in geschlossenen Systemen abgeschlossen ist, nun auch 
die sogenannte Freisetzungsrichtlinie neuen Erfahrungen, Anforderun- 
gen und Erkenntnissen angepaßt werden soll. Die Bundesregierung ist 
bemüht, die Beratungen voranzubringen und dabei den Vorrang des 
Schutzes von Mensch und Umwelt beim Umgang mit der Gentechnik zu 
gewährleisten, ohne auf den Abbau überflüssiger Bürokratie zu verzich- 
ten, um die verantwortbaren Innovationspotentiale der Bio- und Gen- 
technik weiter zu entwickeln und zu nutzen. 


57. Abgeordneter 

Dr. Martin 
Mayer 

(Siegertsbrunn) 

(CDU/CSU) 


Welche zusätzlichen Initiativen zur Änderung 
von nationalen Vorschriften und Vorschriften 
der Europäischen Union zur Gentechnik plant 
die Bundesregierung in diesem Jahr? 


58. Abgeordneter Wie begründet die Bundesregierung diese 

Dr. Martin geplanten Initiativen zu Änderungen? 

Mayer 

(Siegertsbrunn) 

(CDU/CSU) 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 10. März 1999 

Initiativen zu weiteren Änderungen des E U-Rechts zur Gentechnik 
plant die Bundesregierung derzeit nicht. Auf nationaler Ebene prüft die 
Bundesregierung zur Zeit, wie die beschlossenen Änderungen der 
Richtlinie 90/219/EWG über den Umgang mit genetisch veränderten 
Organismen in geschlossenen Systemen durch Novellierung des Gen- 
technikgesetzes (GenTG) und der ergänzenden Verordnungen in deut- 
sches Recht umgesetzt werden sollen. Außerdem prüft die Bundes- 
regierung den Erlaß einer Verordnung nach § 14 Abs. 4 GenTG über 
vereinfachte Freisetzungsverfahren. 


59. Abgeordneter 

Kurt J. 
Rossmanith 

(CDU/CSU) 


Hat für die Bundesregierung die Aussage des 
damaligen Parlamentarischen Staatssekretärs 
Grüner vom 20. September 1990 zur Frage der 
Regenwassernutzung im Haushalt („Die Nut- 
zung von Regenwasser zur Einsparung von 
Trinkwasser wird seit einigen Jahren praktisch 
erprobt. Die bisherigen Erfahrungen haben 
nach Auffassung des Bundesgesundheitsamtes 
hygienische Bedenken gegen die Regenwasser- 
nutzung, z. B. wegen Verkeimungsgefahr des 
aufgefangenen Regenwassers, nicht ausräumen 
können.”) noch Gültigkeit, oder welche Bewer- 
tung kann heute dazu gegeben werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 4. März 1999 

Die Bundesregierung fühlt sich dem Ziel der schonenden Nutzung unse- 
rer natürlichen Ressourcen verpflichtet. Die Nutzung von Regenwasser 
kann dabei einen nicht unerheblichen Beitrag zum Einsparen von wert- 
vollem Trinkwasser leisten. Bei der Nutzung von Regenwasser z. B . in 
Haushalten ist darauf zu achten, daß die üblichen Anforderungen an 
den Gesundheits- und Verbraucherschutz eingehalten werden können. 
Die Bundesregierung wird eine Neubewertung von Chancen und Risi- 
ken der Regenwassernutzung im Haushalt auch auf der Grundlage der 
neuen Anlagetechniken vornehmen. 


60. Abgeordneter 

Wolfgang 

Zöller 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung von 
Fachleuten, daß einerseits, z. B. im psychia- 
trischen, geriatrischen und neurologischen 
Bereich, die Grundregel besteht, Medikamente 
erst dann verordnen zu sollen, wenn mit nicht- 
medikamentösen Maßnahmen der gleiche Be- 
handlungserfolg nicht zweckmäßiger/kosten- 
günstiger zu erreichen ist, andererseits aber 
überhaupt keine gesicherten Erfahrungswerte 
vorliegen, aus denen sich die Kriterien zweck- 
mäßiger/kostengünstiger tatsächlich ableiten 
ließen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 10. März 1999 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß bei gegebenen medizini- 
schen Therapiealternativen - also auch im Falle der Pharmakothera- 
pie - grundsätzlich diejenige zu wählen ist, mit der der gleiche Behand- 
lungserfolg zweckmäßiger und/oder kostengünstiger zu erreichen ist. 
Eine solche Entscheidung beruht auf medizinischem Urteil; in dieses 
fließen naturgemäß ärztliche Erfahrungswerte ein. Nicht zu teilen ist 
dagegen die Auffassung, daß in den Fachbereichen der Psychiatrie, 
Geriatrie und Neurologie keine gesicherten Erfahrungswerte existieren 
würden, aus denen sich Zweckmäßigkeits- und Wirtschaftlichkeitskrite- 
rien im Hinblick auf therapeutische Alternativen ableiten lassen. Es ist 
ein zentrales Anliegen der medizinischen Wissenschaft, Vergleichbar- 
keit - auch von Erfahrungswerten - herzustellen. 


61. Abgeordneter 

Wolfgang 

Zöller 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, sieht die Bundesregierung dann in den 
vom Bundesausschuß Ärzte und Krankenkas- 
sen am 8. Januar 1999 vorgelegten Arzneimit- 
telrichtlinien nicht eine Fehleinschätzung des 
Bundesausschusses, da dieser in den genannten 
Bereichen den Einsatz von Medikamenten 
überwiegend für nicht kostengünstig hält? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 10. März 1999 

Da die in Frage 60 enthaltene Auffassung nicht geteilt wird, wird inso- 
weit auf die vorausgehende Antwort verwiesen. 


62. Abgeordneter 

Wolfgang 

Zöller 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung an der von der 
Vorgängerregierung mit dem 2. GKV-NOG 
beschlossenen Verbesserung der Transparenz 
fest, nach der den Betroffenen ein Recht auf 
Akteneinsicht zusteht, um sich ein Bild darüber 
machen zu können, inwieweit sich der Bunde- 
sausschuß mit den Argumenten der Beteiligten 
auseinandergesetzt hat und warum von deren 
Stellungnahme abgewichen wurde? 


63. Abgeordneter 

Wolfgang 

Zöller 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung 
dann den Umstand, daß nach Auffassung des 
Bundesausschusses diese Einsichtnahme erst 
nach der zweimonatigen Beanstandungsfrist des 
Bundesministeriums für Gesundheit gewährt 
wird und die Auseinandersetzung der Betroffe- 
nen mit den Gründen des Bundesausschusses zu 
diesem späteren Zeitpunkt keine an sich denk- 
bare Überarbeitung der Richtlinien mehr be- 
wirken kann? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 10. März 1999 

Die Bundesregierung hält an der mit dem 2. GKV-NOG beschlossenen 
Verbesserung der Transparenz fest. DerBundesausschuß der Ärzte und 
Krankenkassen wurde verpflichtet, von den Betroffenen und sonstigen 
Sachverständigen Stellungnahmen einzuholen und diese in die Ent- 
scheidungen einzubeziehen, d. h. aus der Entscheidung muß erkennbar 
sein, daß dies geschehen ist und warum der Bundesausschuß ihnen ggf. 
nicht gefolgt ist. Zur Frage der Akteneinsicht der Betroffenen sind der- 
zeit einige Verfahren vor dem Landessozialgericht Nordrhein-West- 
falen anhängig. Ich bitte um Verständnis, daß ich mich zu dieser Frage 
vor Abschluß der Verfahren nicht äußere. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


64. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Wie soll das Land Rheinland-Pfalz angesichts 
massiver Kürzungen des Mittelanteils am Bun- 
desfernstraßenhaushalt und angesichts des 
wachsenden Finanzbedarfs für Erhaltungs- und 
Sanierungsmaßnahmen für anstehende Refi- 
nanzierung von Privatfinanzierungsmaßnahmen 
und für die Finanzierung allgemeiner Kosten- 
steigerungen das Geld aufbringen, um in den 
nächsten Jahren neben der Abwicklung und 
Fertigstellung laufender Maßnahmen vordring- 
liche Bundesfernstraßenneubauten in Angriff 
zu nehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ibrügger 
vom 11. März 1999 

Die Höhe der Mittel für die Bundesfernstraßen richtet sich nach dem 
vom Deutschen Bundestag noch zu beschließenden Haushalt. Von mas- 
siven Kürzungen für die Bundesfernstraßen im Haushaltsentwurf 1999 
kann keine Rede sein. 

Welche Maßnahmen neben der Abwicklung und Fertigstellung laufen- 
der Maßnahmen neu in Angriff genommen werden, wird Gegenstand 
der noch bevorstehenden Haushalts- und Finanzierungsprogrammbe- 
sprechung mit der Straßenbauverwaltung des Landes Rheinland-Pfalz 
sein, die im Frühjahr dieses Jahres stattfinden wird. Hier wird dann zu 
entscheiden sein, wo schwerpunktmäßig die zur Verfügung stehenden 
Straßenbauinvestitionsmittel eingesetzt werden können. Das Ergebnis 
dieser Besprechung ist daher abzuwarten. 
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Da in Rheinland-Pfalz bisher noch keine Bundesfernstraßenmaßnah- 
men mit privater Vorfinanzierung fertiggestellt wurden, sind in 1999 
auch keine Mittel für die Refinanzierung dieser Projekte vorzusehen. 

Diese werden nach Fertigstellung gemäß der Vereinbarung der dama- 
ligen Bundesregierung mit dem Land Rheinland-Pfalz und analog zu 
allen privat vorfinanzierten Projekten je zur Hälfte aus der Maßnah- 
menquote des betroffenen Landes und durch Vorwegabzug von der 
Quote refinanziert. 


65. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Schritte beabsichtigt die 
Bundesregierung, um für die deutsche Binnen- 
schiffahrt ein Äquivalent zu der Förderung von 
Ausbildungsplätzen in der Seeschiffahrt zu 
schaffen, für die im Jahr 1999 5 Mio. DM vor- 
gesehen sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 9. Februar 1999 

Die Bundesregierung prüft derzeit die Gewährung einer entsprechen- 
den Ausbildungsbeihilfe für die Binnenschiffahrt. Darüber hinaus ver- 
folgt die Bundesregierung im Rahmen der Zentralen Kommission für 
die Rheinschiffahrt durch eine Änderung der Vorschriften für die Min- 
destbesatzung (hier der stärkeren Einbindung der Schiffsjungen) die 
Erhöhung der Attraktivität der Ausbildung in der Binnenschiffahrt. 


66. Abgeordnete 

Anita 

Schäfer 

(CDU/CSU) 


Inwiefern bestehen seitens der Bundesregie- 
rung Bestrebungen, auf eine mögliche, weiter- 
gefaßte Auslegung der Neufassung der Gefahr- 
gutbeauftragtenverordnung zu verzichten, und 
teilt sie die Auffassung, daß damit gerade klei- 
neren Brennereien, die aufgrund der 50-Ton- 
nen-Grenze bislang keinen Gefahrgutbeauf- 
tragten benötigten, mit einer unangemessenen 
und nicht intentionierten Hürde der Wettbe- 
werb erschwert würde?*) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 10. März 1999 

Mit der ersten Verordnung zur Änderung der Gefahrgutbeauftragten- 
verordnung vom 26. März 1998 wird für Deutschland die Richtlinie 
96/35/EG (sogenannte Sicherheitsberater-Richtlinie) vom 3. Juni 1996 
umgesetzt. 

Die Änderungsverordnung tritt für die betroffenen Unternehmen nach 
Ablauf der Übergangsfrist verbindlich am 1 . Januar 2000 in Kraft. 


) s. hierzu auch Frage 26 
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In der Änderungsverordnung regelt § 1 b unter Berücksichtigung des 
Artikels 3 der Sicherheitsberater-Richtlinie Befreiungstatbestände, bei 
deren Vorliegen Unternehmen keinen Gefahrgutbeauftragten bestellen 
müssen. Durch diese Regelung wird auch für kleinere Brennereien die 
Möglichkeit eröffnet, unter bestimmten Voraussetzungen auf die 
Bestellung von Gefahrgutbeauftragten zu verzichten. 

Bei diesen Befreiungstatbeständen handelt es sich zum einen um 
Erleichterungen aus den verkehrswegespezifischen Gefahrgutrechts- 
vorschriften, bei denen generell davon ausgegangen wird, daß die 
öffentliche Sicherheit nicht gefährdet ist, und zum anderen um Tätig- 
keiten, die keinen Einfluß auf die Beförderungssicherheit haben (Emp- 
fänger im Sinne des Gefahrgutrechts). Auch die Beförderungen von bis 
zu 50 T onnen gefährlicher Güter netto für betrieblichen Eigenbedarf ist 
zulässig, ohne daß ein Gefahrgutbeauftragter zu bestellen ist. 

Weitergehende Freistellungen, etwa unter Zugrundelegung alten 
Rechts sind nicht beabsichtigt. Dies würde nicht im Einklang mit der 
Richtlinie und der allgemeinen gefahrgutrechtlichen Zielsetzung ste- 
hen. 


67. Abgeordneter 

Dr. Edzard 
Schmidt-Jortzig 

(F.D.P.) 


Trifft es zu, daß der Bund mit dem Land Schles- 
wig-Holstein eine Vereinbarung getroffen hat, 
Bauleistungen des Bundes für den Zeitraum 
von zehn Jahren in Schleswig-Holstein aus- 
schließlich durch eine dort noch zu gründende 
Anstalt des öffentlichen Rechts erbringen zu 
lassen? 


68. Abgeordneter Wenn nein, ist der Abschluß einer solchen Ver- 

Dr. Edzard einbarung geplant. 

Schmidt-Jortzig 

(F.D.P.) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ibrügger 
vom 5. März 1999 


Auf der Grundlage des geltenden Verwaltungsabkommens zwischen 
dem Bund und Schleswig-Holstein vom 7./20. August 1964 werden in 
Schleswig-Holstein (wie in den anderen Bundesländern) die Hochbau- 
maßnahmen des Bundes von der Landesbauverwaltung im Wege der 
Organleihe erledigt. 

Das Land beabsichtigt, bis zum 31. Dezember 2008 seine Hochbaumaß- 
nahmen ausschließlich von der Anstalt im Wege der Organleihe erledi- 
gen zu lassen. 

Die Verhandlungen zwischen Bund und Land über ein neues Verwal- 
tungsabkommen sind noch nicht abgeschlossen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


69. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Beabsichtigt der Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit, die Wei- 
sung der alten Bundesregierung an das Land 
Niedersachsen zur Durchführung des Planfest- 
stellungsverfahrens für das Endlager Schacht 
Konrad aufzuheben und, wenn ja, wann? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 10. März 1999 

Im Verlauf des seit mehr als 16 Jahren laufenden Planfeststellungsver- 
fahrens für das Endlager Konrad hat das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit im Rahmen seiner Rechts- 
und Zweckmäßigkeitsaufsicht über die Planfeststellungsbehörde insge- 
samt sieben bundesaufsichtliche Weisungen gemäß Artikel 85 Abs. 3 
des Grundgesetzes erteilt. Hiervon haben sich die insgesamt sechs ver- 
fahrenslenkenden Weisungen durch Vollzug während des Planfeststel- 
lungsverfahrens erledigt. 

Die einzige inhaltliche Weisung, durch die das Niedersächsische 
Umweltministerium am 9. September 1997 angewiesen wurde, der wei- 
teren Durchführung des Planfeststellungsverfahrens und der abschlie- 
ßenden Entscheidung zum Endlagerprojekt Konrad die Rechtsauffas- 
sung zugrunde zu legen, daß nach der damaligen Sachlage die Planrecht- 
fertigung für das Endlagervorhaben Konrad gegeben sei, wird vor dem 
Hintergrund der geplanten Änderungen des Entsorgungskonzeptes des 
Bundes derzeit überprüft. Wie diese Weisung verändert wird, ist zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht entschieden. 


70. Abgeordneter 

Wolfgang 

Grotthaus 

(SPD) 


Gibt es eine Studie über die Verhältnismäßig- 
keit zwischen Nutzen und Aufwand bei der Ab- 
fallwirtschaftsplanung (Differenzierung nach 
Abfallen zur „Verwertung” und solchen zur 
„Beseitigung” in bezug auf Umweltverträglich- 
keit, Ressourcenschonung und Kosten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 10. März 1999 

Eine solche Studie bezogen auf die abfallwirtschaftliche Situation in 
Deutschland ist der Bundesregierung nicht bekannt. Lediglich für den 
Bereich der Entsorgung von Kunststoffverpackungen sind dem Bundes- 
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zwei aus- 
ländische Studien bekannt, die sowohl ökologische als auch ökonomi- 
sche Aspekte untersuchen. Dabei handelt es sich einerseits um eine Stu- 
die des Centre for Energy Conservation and Environmental Techno- 
logy, Delft/Niederlande, aus 1994 und andererseits der Gesellschaft für 
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umweltfreundliche Abfallbehandlung (GUA), Wien/Österreich, aus 
1998. Die Ergebnisse beider Studien sind auf die Situation in dem jewei- 
ligen Land zugeschnitten; eine Übertragung der Ergebnisse auf deut- 
sche Verhältnisse ist kaum möglich. Beide Studien zeigen allerdings 
übereinstimmend, daß eine werkstoffliche Verwertung von Kunststof- 
fen ökologisch besonders vorteilhaft ist. Dies gilt allerdings nur, wenn 
das Material in größeren Folien oder Hohlkörpern vorliegt. Die nieder- 
ländische Studie zeigt darüber hinaus, daß für die dortigen Verhältnisse 
die Verbrennung von Kunststoffen zwar ökonomische Vorteile bringen 
kann, ökologisch jedoch Nachteile in Kauf genommen werden müssen. 


71. Abgeordneter Wird der Verbraucher durch das System des 

Wolfgang Sammelns von Verpackungsmaterial (Grüner 

Grotthaus Punkt) finanziell stärker belastet als durch die 

(SPD) Entsorgung durch Verbrennung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 10. März 1999 

Eine generelle Aussage zu dieser Frage ist aufgrund der unterschied- 
lichen Belastung der Verbraucher in den einzelnen Kommunen mit 
Hausmüllgebühren nicht zu treffen. Für die Erfassung, Sortierung und 
Verwertung von gebrauchten Verkaufsverpackungen durch die Duales 
System Deutschland AG entstehen jährlich Kosten von ca. 4 Mrd. DM 
mit abnehmender Tendenz. Dieses bedeutet pro Einwohner eine Bela- 
stung von rd. 50 DM unter der Annahme, daß die Kosten vollständig auf 
den Bürger umgelegt werden. Demgegenüber stehen Hausmüllgebüh- 
ren für einen 4-Personen-Haushalt von ca. 200 bis 800 DM pro Jahr, 
d . h . pro Einwohner 50 bis 200 DM pro Jahr. 


72. Abgeordneter Gibt es Erkenntnisse darüber, inwieweit über 

Wolfgang eine vermehrte Abfallverbrennung kostengün- 

Grotthaus stig und ökologisch vertretbar Strom zur groß- 

(SPD) räumigen Versorgung erzeugt werden kann, 

oder ist die Bundesregierung bereit, solche 
Erkenntnisse ermitteln zu lassen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 10. März 1999 

Der Bundesregierung liegen Erkenntnisse vor, wonach der mengen- 
mäßige Anteil der Müllverbrennung an der Stromerzeugung in 
Deutschland bei ca. 0,4% liegt. So wurden in Müllverbrennungsanlagen 
1997 nach Angaben der Vereinigung der Deutschen Elektrizitätswerke 
(VDEW) bei einer verbrannten Abfallmenge von rd. 10 Mio. t ca. 2,1 
Mrd. Kilowattstunden Strom erzeugt. Schätzungen gehen für das Jahr 
2005 von ca. 20 Mio. t zu entsorgendem Restabfall aus. Somit wäre ein- 
schließlich der noch zu errichtenden Müllverbrennungsanlagen maxi- 
mal ein Anteil von etwa 0,8% an der deutschen Stromerzeugung zu 
erreichen. Zusätzlich könnte durch eine separate Verbrennung von 
Altholz ein weiterer Anteil von etwa 0,4% an der Stromerzeugung 
erreicht werden. 
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Regional bedeutend ist insbesondere die Nutzung der aus Abfall in 
Müllverbrennungsanlagen erzeugten Wärme. Voraussetzungen sind 
hierzu jedoch Standorte, bei denen eine mehr oder minder ganzjährige 
Energienutzung möglich ist. 


73. Abgeordneter 

Wolfgang 

Grotthaus 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung für das Duale System 
im Verpackungsrecycling im Rahmen der Ab- 
fallwirtschaft eine ökologische Bilanz aufge- 
stellt, oder ist sie bereit, eine solche Ökobilanz 
aufstellen zu lassen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 10. März 1999 

Die Erstellung von Ökobilanzen nach internationalen Standards 
beschränkt sich derzeit auf bestimmte Produkte oder Verfahren. Eine 
ökobilanzielle Untersuchung von gesamten Unternehmen und deren 
Tätigkeit ist aufgrund der Komplexität der Vorgänge nicht möglich. 
Dies gilt auch für die Duales System Deutschland AG. Gleichwohl hat 
das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit über das Umweltbundesamt ein Forschungsvorhaben initiiert, in 
dem die Erfassung, Sortierung und Verwertung von gebrauchten Ver- 
kaufsverpackungen sowohl aus ökologischer als auch aus ökonomischer 
Sicht überprüft wird. Die Ergebnisse dieser Studie sollen dann in dem 
entsprechend der Entschließung des Bundesrates vom 29. Mai 1998 
anläßlich dessen Zustimmung zur Novelle der Verpackungsverordnung 
eingesetzten Bund/Länder-Arbeitskreis beraten werden und Grundlage 
für Überlegungen zu einer möglichen Umgestaltung der Verpackungs- 
verordnung sein. 


Bonn, den 12. März 1999 




